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I.
Bezüglich der fremdsprachigen Unterlagen. Bei Seltenen Erkrankungen und 
vorliegenden Seltenen Erkrankungen sind die medizinischen Studien nicht auf 
Deutsch.

Leider sind diese medizinischen Fachtexte bei Seltenen Erkrankungen meist 
international. Zu den vorliegenden Erkrankungen gibt es keine aktuellen deutschen 
Texte, weil es auch keine deutsche Forschung gibt. Die Beschwerdeführerin selber 
hochmorbide sieht sich außerstande noch in den kurzen auf Rechtspersonen 
zugeschnittenen Personen Fristen auch noch ganze Dokumente zu übersetzen, die 
aber vorgelegt werde müssen, denn wie Punkt II zeigt, sind die beiden Kammern an 
den Berliner Gerichten zu Seltenen Erkrankungen, zu den hier vorliegenden 
Seltenen Erkrankungen gänzlich ahnungslos- es ist schon ohne all dies eine 
Herausforderung kriminalistisch die Sachlage zu recherchieren und sich noch die 
Rechtslage draufzuschaffen. Erst dann kann man auch substantiieren. 
Darüberhinaus ist die Beschwerdeführerin schwerkrank, finanziell vulnerabel und 
muss selber um eigene Behandlungen kämpfen!
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Daher ist es auch wichtig, dass es ein Fachgutachten geben muss und die 80. und 
19. Kammer schon dadurch entlastet wird.

Daher wurde auch manchmal nicht geschafft, die Zitate im Schriftsatz zu übersetzen.

Jedoch darf auch das kein Ausschlussgrund aus dem Pkh Verfahren sein!

II.
Die 80. Kammer des LG und die 19. Kammer des KG diskriminieren Betroffene mit 
Seltenen Erkankungen. Indem sie die Entwicklung der Forschung der letzten 20 Jahre 
zu den hier vorliegenden Seltenen genetischen Erkrankungen missachten und ohne 
eine medizinische Fachquelle zu nennen einfach was anderen behaupten. Damit fügt 
es der ohnehin schon grundsätzlich vorhandenen Exklusion (Defizite in Zugang zur 
Versorgung, Versorgung) eigene Grundrechtsverletzungen hinzu. Personen mit 
Seltenen Erkrankungen ist auch der Zugang zum Recht verwehrt! Die Beschlüsse 
zeigen deutlich, wie die Diskriminierung von Seltenen Erkrankungen vonstatten geht:

Gerichte überschreiten ihre fachliche Kompetenz, wenn sie Seltene Erkrankungen 
medizinisch und sozialmedizinisch beurteilen und damit den Weg zu Fachgutachten 
abschneiden, wenn der Antragsteller diese nicht selber finanzieren kann.

Die beiden Kammern des LG und KG Berlin überschreiten ihre fachlichen 
Kompetenzen, wenn sie meinen, sie könnten sich zu den Seltenen Erkrankungen 
äußern.  Das kann man schon erkennen, dass bei jeder Aussage eine medizinische 
Fachquelle fehlt, weil deren Aussagen gerade nicht durch solche gedeckt werden.

1.
LG Beschluss vom 06.12.23 (Seite 6): Nur ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die 
Antragstellerin, die nach eigenen Angaben am Ehlers-Danlos-Syndrom leidet und diese 
Erkrankung auch beim Erblasser vermutet hat, in der Lage ist, das hiesige 
Prozesskostenhilfeverfahren selbst führt.

2.
LG und zuletzt KG, Beschluss von 20.03.24 (Seite 13, 14): Dass aus einer Arnold Chiari 
Malformation (des Erblassers) eine geistige Beeinträchtigung zwingend folgt, ist gleichfalls 
nicht ersichtlich. 
Sodann wird auf das LG verwiesen, Beschluss vom 24.05.23, den die Beschwerdeführerin 
aufgrund gerichtlicher Nachlässigkeit erst am 19.07.23 erhielt: Symptome der in jenem 
Telefonat angesprochenen Chiari-Malformation sind Kopfschmerzen und 
Bewegungsstörungen, nicht aber zwingend erhebliche geistige Beeinträchtigungen.

3.
KG, Beschluss vom 20.02.24 (Seite 3,4):  Soweit die Beschwerdeführerin weiterhin auf das 
Ehlers-Danlos-Syndrom verweist, ist erneut auf die zutreffenden Ausführungen des 
Landgerichts zu verweisen. Weder steht fest, dass der Erblasser an dieser Erkrankung litt, 
noch wäre im Falle des Vorliegens einer solchen Erkrankung daraus auf eine 
Testierunfähikeit zu schließen, da die Erkrankung vor allem andere Auswirkungen hat.

4.
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KG, Beschluss vom 20.02.24 (Seite 5): Soweit die f eine existenzielle Notlage geltend macht,
ist ihre gesundheitliche Notlage, wie sie u.a. im Schreiben vom 10.07.23 und 09.08.23 
dargelegt hat, hierfür rechtlich unerheblich. 

  
a)
Die Studien zu Seltenen Erkrankungen, zum hier vorliegenden Ehlers-Danlos-Syndrom
beschreiben folgende immer vorhandene Grundsituation, die die Gerichte schon nicht 
verstanden haben:
 
Die über 6000 Seltene Erkrankungen sind chronisch, progressiv, degenerierend, behindernd.
Über 72% der Seltenen Erkrankungen sind genetisch. Des weiteren Schlechte Versorgung, 
mangelhafte Kenntnis Behandler, („Equity for people with a rare disease“, European rare 
disease organization, K 0-9). 
Diese schlechte körperliche Grunddisposition schwächt die Abwehrkräfte gegenüber 
Dritten erheblich und muss bei der Beurteilung der Geschäfts- und Testierfähigkeit 
des Erblasser berücksichtigt werden.

b)
Ebenfalls grundsätzlich erstaunt, dass sich die beiden Gerichte des Lands Berlin zu 
den nachweislich zu den Seltenen Erkrankungen gehörenden Erkrankungen, Arnold 
Chiari Malformation (K 97, Rare disease database der USA- weil hier die Beschreibung 
genauer ist, in den USA gibt es zu dieser Erkrankung auch eine Forschung und als 
Folge bessere Behandlung) und Ehlers-Danlos-Syndrom (K 57 aus Datenbank 
orphanet der EU) äußern, wo doch schon das Gros der Ärzteschaft keine Kenntnis hat.

Der Deutsche Ethikrat beschreibt die schlechte Versorgungslage von durch seltene 
Krankheiten Betroffenen, die mangelhafte Kenntnis der Behandler und die daraus 
resultierende lange Dauer bis zur korrekten Diagnosestellung. Unzureichende Ausbildung im
Medizin-Studium, was seltene Krankheiten betrifft (Deutscher Ethikrat, Herausforderung im 
Umgang mit seltenen Krankheiten, 2018, K 58)

Dies trifft auch auf das Ehlers-Danlos-Syndrom zu.

Es ist eine schwere Erkrankung, viele Komorbiditäten, oft nicht richtig behandelt, Ungleicher 
Zugang zum Gesundheitssystem, Es ist eine der am meisten missverstandene und 
unterdiagnostizierte Erkrankung der Geschichte. Die Betroffenen erleben eine ungleiche 
Qualität und Ungleichheit nicht nur im Gesundheitsbereich, sondern in allen 
Lebensbereichen, auch was die ökonomische Situation betrifft.(The power of patient-led 
global collaboration, Bloom et al., in: American Journal of medical Genetics, Volume 187C 
Number 4 December 2021, Special Issue: Ehlers-Danlos syndromes, Hypermobility 
Spectrum Disorders, and Associated Co-Morbidities, S. 425-428, S. 425, K 0-10).

c)
Sodann hat die Beschwerdeführerin, die das Ehlers-Danlos-Syndrom nachweislich 
hat, ärztliche Atteste über Mehrbedarfe und aktuelle schwere Komplikation vorgelegt 
CK 0-5, K 0-12) vorgelegt. Diese bestätigen diesen dauerhaften Mehrbedarf im 
Existenzminimum (Ernährung, Bekleidung, Heizung/Haushaltsenergie) und in der 
Gesundheitssorge. Die Beschwerdeführerin ist aufgrund dieser Situation 
wirtschaftlich vulnerabel und auf die tatsächliche Durchsetzung des erbrechtlichen 
Anspruchs angewiesen. Es kann ja nicht sein, dass Gendefekte vererbt werden und 
der grundrechtlich garantierte Zugang zur Teilhabe am Familienvermögen de facto 
leer läuft. Das KG hat sich sachlich und rechtlich mit einer existenziellen Notlage nicht
auseinandergesetzt. Diese liegt vor und ist erheblich und deswegen muss die 
Beschwerdeführerin ihre rechtlichen Ansprüche sichern.
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Die Beschwerdeführerin bekommt eine niedrige Erwerbsminderungsrente, aktuell in Höhe 
von 380,93€ und ergänzend Sozialhilfe (siehe PKH Antrag). 

Ohnehin beklagen NGOs regelmässig, dass hier berechnete Regelleistung unzureichend. So
erklärte der Paritätische Wohlfahrtsverband, das auch das Bürgergeld nicht armutsfest ist 
und aktuell min. 725€ statt 502€ für einen Erwachsenen betragen müsste (https://www.der-
paritaetische.de/alle-meldungen/buergergeld-zu-niedrig-paritaetischer-fordert-armutsfesten-
regelsatz-von-725-euro/)

Es wird darauf hingewiesen, dass der Normbedarf des Existenzsicherungsrechts nicht die 
wegen Krankheit vorliegenden erheblichen Mehrbedarfe von Seltenen Erkrankungen 
abdeckt, diese fallen aber sofort an. Es besteht aber auch im Krankenversicherungsrecht 
Unterversorgung wegen seltener genetischer systemischer Erkrankung, weil dort die 
Behandlung von seltenen Erkrankungen erst im Klageverfahren bewilligt wird. Leider fällt der
Bedarf sofort an. Man hat an den Untergerichten nicht auf dem Schirm, dass die 
Nichtbehandlung mittelfristig zu massiven gesundheitlichen Schädigungen führt- und das 
BSG bereits andere Parameter bei der Bewertung von Seltenen Erkrankungen aufgestellt 
hat (BSG, Urteil vom 19. 10. 2004 – B 1 KR 27/02 R (lexetius.com/2004,3714)). Es muss 
also wieder einmal erst die Rechtslage erklagt werden.

Ausweislich der Übersicht sind u.A. folgende Klagen im Existenzsicherungsrecht und 
Krankenversicherungsrecht am Sozialgericht anhängig, vor der Berentung wurde wegen 
Krankheit Hartz IV bezogen:

GEGEN JOBCENTER u.A.
LSG L AS 1456/19 Mehrbedarf Ernährung

  
S 10 AS 5251/20 u.A.
a) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Nahrungsmittel min. i. H. v. 42 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;
c) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Bekleidung, Schuhe min. i. H. v. 6,75 % des 
monatlichen Regelsatzes zu bezahlen;
d) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Hausrat min. i. H. v. 12,5 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;
e) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Mobilität. i. H. v. 7% des monatlichen Regelsatzes zu
bezahlen;
f) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Gesundheitsbedarf
h) für die dezentrale Warmwasserversorgung jährlich einen Verbrauch von 700 kWh zu 
übernehmen;
i) die realen jährlichen Kosten für Strom und Heizen mit Strom zu übernehmen

S 103 AS 9076/20 u.A.
a) den Kredit für eine Waschmaschine in Höhe von 537,00 € zu übernehmen und die 
Rückzahlung wegen der hohen anderweitigen Belastungen der Klägerin auszusetzen;
b) die Kosten für den Eigenanteil für Sehhilfen (Brille, Kontaktlinsen) zu übernehmen;

S 154 AS 6403/21 u.A.
a) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Nahrungsmittel min. i. H. v. 52 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;
b) f) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Gesundheitsbedarf, weitere nötige 
Nahrungsergänzungsmittel, Medikation und Produkte der Gesundheitspflege nach Antrag zu 
übernehmen;

S 130 AS 3715/ 21 ER
1. die Heizkosten zu übernehmen: 
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Gas 31,10 € mtl. Strom 20,55 € mtl., hier auch rückwirkend für Bezugszeitraum 01/12/20-
31/05/21 GAS WURDE UEBERNOMMEN
2. die Mitgliedbeiträge des Mietervereins, wie ab Januar 2019 beantragt, zu übernehmen, bis
dato 108,00 € und zukünftig 4,50 € mtl.. ÜBERNOMMEN 108 REST NUR ANGEKÜNDIGT
3. die Mieterhöhung ab Juni in Höhe von 34,60 € mtl.  und die Nachforderung in Höhe von 
204,60 € fällig am 01.06.21, zu übernehmen. WURDE ÜBERNOMMEN

KLAGEN GEGEN SOZIALAMT
S 70 SO 1611 /21 ER Eingestellte Sozialhilfe (nach Antrag Brennstoffbeihilfe eingestellt) und
Zahlung Heizkosten
S 184 SO 1415/22 ER Eingestellte Sozialhilfe (nach Antrag Brennstoffbeihilfe eingestellt) 
und Zahlung Heizkosten
S 88 SO 926/23 ER Zahlung Heizkosten

S 70 SO 1718/21 Rückzahlung Darlehen wegen Rentenzahlung zum Monatsende (sog. 
Erstrentenproblem, bestehend seit 2004 mit Zahlung Rente am Monatsende)

S 145 SO 356/22 Finanzierung Brillengestell Ausfallbürge
Noch folgende Mehrbedarfsanträge anhängig:
Ernährung, Medikation, Bekleidung/Schuhe (wegen empfindlichem Bindegewebe, keine 
Kälte/Wärmeregulation (Schwitzen wegen Dysautonomie, Folge Gendefekt Bindegewebe, 
nur bestimmte Stoffe, keine Gummizüge, Schnallen etc.), Innenausstattung, Haushaltsgeräte
und andere Gegenstände (wegen Behinderung werden mehr technische Haushaltsgeräte 
benötigt)

KLAGEN GEGEN DAK
S 122 KR 695/21 Übernahme Biocarn, PEA

S 122 KR 1112/21 Übernahme Sehhilfen abzgl. Zuschuss

S 122 KR 649/21 Abklärung CMD/TMD Dysfkt, Diese Klage ist jetzt erledigt, weil die 
Beschwerdeführerin an einer Studie der UK Münster zur Abklärung der craniomandibulären 
Dysfunktion und Behandlung teilnimmt. Hierfür sind Fahrtkosten angefallen.

S 122 KR 1626/21 Übernahme Upright MRT, OCT

Schon bei Antrag auf Übernahme Upright MRT am 30.09.2020 wurde erklärt, dass bei dem 
Vater der Antragstellerin die mit EDS einhergehende Komorbidität Chiari Malformation 
vorgelegen hat (Teile des Kleinhirns rutschen in den Spinalkanal) und dass es daher besser 
wäre eine solche Untersuchung durchzuführen, um zu sehen, ob Veränderungen im Hirn 
vorliegen. 3 Jahre später ist klar, es wäre sehr gut, diese Abklärung zu haben.

Die Beschwerdeführerin hat Schulden, im Moment konnte die Rückzahlung noch 
hinausgezögert werden und zwar wegen Sehhilfen, (160€ u. 540€) und Waschmaschine 
(179€ u. 358€), sodann für die Reise nach München (300€, mündliche Vereinbarung) (K 0-
4).

Dauerhafte schwere und seltene systemische (multimorbide) Krankheit, Behinderung und 
Einkommensarmut sind soziale Notlagen.

Leib, Leben, Gesundheit sind besonders bedeutsame existentielle Rechtsgüter, die hier 
gefährdet sind (SG Landshut, Beschluss v. 12.05.2020 – S 5 SO 31/20 ER).

Die Beschwerdeführerin ist im Existenzminimum und in der gesundheitlichen Versorgung 
unterdeckt. Die Mehrbedarfe und gesundheitlichen Leistungen fallen jedoch jetzt schon 
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dauerhaft an und müssen irgendwie erbracht werden, entweder durch Hungern oder 
Aufschieben der Versorgung oder Einsparen.

Schon die physische Existenz (also Leistungen für Nahrungsmittel und Getränke, 
Bekleidung, Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung sowie Gesundheit) sind nicht 
gesichert. Dazu treten besondere Lebensumstände, nämlich hier eine schwere Erkrankung, 
wegen deren Seltenheit diese außerhalb des üblichen Versorgungsleistungen durch die 
Medizin und Krankenkassen stellt (nur internationale Leitlinien, Studien, separate Bewilligung
und Klageverfahren gegen Kassen nötig, während jeder Verzögerung schreitet das Glaukom
fort, untergegangene Sehzellen bleiben untergegangen)- dies sind besondere 
Lebensumstände in der Person des Leistungsberechtigten, die das physische 
Existenzminimum konkret und unmittelbar gefährden. 

Eine außergewöhnliche Notlage ist gegeben, existenzielle Nöte richten sich nach den 
Lebensumständen (BSG Urteil v. 21.09.2017 - B 8 SO 5/16 R)- mögen die genannten 
Summen für die hier Lesenden auch gering sein, für die Beschwerdeführerin sind diese nicht
zu erbringen.

d)
Zunächst Mal beruht die Diagnose Ehlers-Danlos-Syndrom bei der 
Beschwerdeführerin keineswegs auf deren eigenen Angaben. Sie hat eine 
ausführliche nach aktuellen internationale Diagnose Kriterien durchgeführten 
Befundbericht aus einer französischen Spezialpraxis vorgelegt, die seit Jahrzehnten 
hier diagnostiziert macht und deren ÄrztInnen fachmedizinische Artikel verfassen (K 
39).

e)
Auch haben die beiden Kammern nicht verstanden, dass genetische Erkrankungen 
einen Erbgang haben. Beim Ehlers-Danlos-Syndrom, hypermobiler Typ (Typ III), bei 
der Beschwerdeführerin vorliegend, ist dieser autsomal dominant (Erklärung aus 
doccheck flexikon und Listung Ehlers-Danlos-Syndrom Typ III), K 76).

Ex wird klinisch diagnostiziert (K 39). Da das hypermobile Ehlers-Danlos-Syndrom (hEDS) 
ausschliesslich klinisch diagnostiziert wird (weil es noch keinen Gentest für diesen Typ der 
Ehlers-Danlos-Syndrome gibt) und es diagnostiziert wird, wenn es bei einer Person einer 
Erblinie diagnostiziert worden ist und bei einer weiteren Person aus dieser Erblinie vorliegt, 
wird es auch bei dieser diagnostiziert. Zum Diagnoseverfahren wird der Zeugenbeweis 
angeboten (Zeugenbeweis  :   Dr. med. Andrea Maier, Neurologie, ANS Ambulanz 
Universitätsklinik, Pauwelsstraße 30, 52074 Aachen),

D.h. es liegt beim Erblasser mit einer 50prozentigen Wahrscheinlichkeit aufgrund des 
Erbgangs vor. Und mit einer 100prozentigen Wahrscheinlichkeit, weil er Major- und 
Minorkriterien dazu aufweist (Ss. der Beschwerdeführerin  vom 18.03.24).

f)
Zu der unqualifizierten, von keiner psychologischen Fachkenntnis gedeckten Meinung
des LG zu 1. (die Beschwerdeführerin meine, der Erblasser könne EDS haben und 
willenschwach sein, während sie EDS hat und hier das Pkh Verfahren führt) und des 
KG zu 3. (EDS hätte keine psychischen und kognitiven Auswirkungen, es hätte vor 
allem andere Auswirkungen), hat die Beschwerdeführerin verschiedene medizinische 
Fachartikel vorgelegt und zuletzt den die aktuelle psychologische und psychiatrische 
Fachliteratur zu EDS zusammenfassenden Artikel (K 131):
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Es hat sich in den letzen Jahrzehnten deutlich gezeigt, dass das Ehlers-Danlos-Syndrom 
erhebliche Auswirkungen auf die Psyche hat. Und zwar genetisch bedingte, die dann auch 
unzweifelhaft immer vorliegen. Gelenküberbeweglichkeit, Instabilität führen zu diesen 
Angsterkrankungen. Personen, die überdurchschnittlich gut riechen, haben, daraus 
begründet im übrigen Panikattacken. Die neue Forschung verweist auf Zusammenhänge 
genetischer, organischer Ursachen für psychische Dispositionen.

Zusammengefasst, das Ehlers-Danlos-Syndrom ist assoziiert mit u.A. Ängsten, 
Depressionen, Suizidgedanken emotionalen Belastungen oder negative Emotionen , die die 
Grunderkrankung verstärken. Verhaltensweisen variieren zwischen Anpassung und 
Verteidigung (Superkontrolle-Kontollverlust, Kampf-Flucht, Isolation-Abhängigkeit, 
Vermeidung-Vordringen (S. 485)). Untersuchungen gab es zu psychiatrischen Konditionen, 
Angststörungen, Gemütsstörungen, Essstörungen, Schlafstörungen, Selbstmord und 
assoziiertes Verhalten.

Dass beim Erblasser Abhängigkeit, Vermeidung, Flucht und Kontrollverlust vorlagen, wird 
durch die Tatsache bestätigt, dass er alle finanziellen Mittel zur Sicherung seiner physischen 
Existenz an die Gegnerin abgegeben hatte.

Dass die Beschwerdeführerin mit der gleichen Erkrankung ein Pkh Verfahren führen und 
sogar Beschwerde einlegen kann, wird dadurch keineswegs widerlegt. Denn selbst eine 
Person mit EDS kann unterschiedlich reagieren. Es ist jedoch so, dass wegen der Krankheit 
eine Anfälligkeit für Willensschwäche besteht.

Die Beschwerdeführerin hat wegen dieser Disposition Massnahmen ergriffen: 
handverlesener Freundeskreis (sozial, engagiert, hilfsbereit, gesellschaftskritisch), keine 
Überfälle von Unbekannten per Telefon oder an der Türe, wichtige Termine nur im Beisein 
einer vertrauten Person. Die Beschwerdeführerin hat aber auch mehrere Psychotherapien 
hinter sich und Strategien erarbeitet, sich selbst nicht aufzugeben und für sich und ihre Ziele 
einzustehen. Es ist aber schon so, dass diese Angstdisposition dauerhaft vorhanden ist und 
auch sehr unangenehm.

Schade, dass sich LG und KG Berlin nicht über die psychologischen Fachartikel zum Ehlers-
Danlos-Syndrom auf dem Laufenden halten…. Das müssen sie natürlich nicht und es wäre 
auch nicht zu schaffen, dafür gibt es FachgutachterInnen (die natürlich die Erkrankungen 
kennen müssen oder sich zumindest einarbeiten können)- es ist jedoch dann 
kompetenzüberschreitend, nicht Zielführend und diskriminierend, wenn die Richterschaft bar 
jeder fachlichen Kenntnis argumentieren.

Im übrigen hat die Beschwerdeführerin ihre medizinische Fachkenntnis zu den hier 
vorliegenden seltenen Erkrankungen  bewiesen (u.A. K 0-11, die Ärztin des Gegners Lageso
im Kampf um den Schwerbehindertenausweis hat diese bestätigt). Ausweislich der sozialen 
Studien zu Seltenen Erkrankungen müssen sich Betroffene auch selber bemühen oder 
unbehandelt zugrunde gehen. 

Zur Chiari Malformation und Psyche:
über 9 Kurzfassungen (abstracts) fachmedizinischer Studien vorgelegt- Chiari 
Malformation ist eine Seltene Erkrankung mit interkraniellen Veränderungen, die 
kognitive, psychische Probleme, Ängste und Depression verursacht:
K 97, Beweis: Chiari Malformations, Rare Disease Database, 2014;
K 98, Beweis: The Role of the Cerebellum in Cognition and Emotion: Personal Reflections 
Since 1982 on the Dysmetria of Thought Hypothesis, and Its Historical Evolution from Theory
to Therapy, Jeremy D. Schmahmann , Neuropsychology Review volume 20, pages 236–260 
(2010);
K 99, Beweis: Correlation of diffusion tensor imaging metrics with neurocognitive function in 
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Chiari I malformation. Manoj Kumar , Ram K S Rathore, Arti Srivastava, Santosh Kumar 
Yadav, Sanjay Behari, Rakesh Kumar Gupta, 2011 Jul-Aug;76(1-2):189-94;
K 100, Beweis: Task-specific and general cognitive effects in Chiari malformation type I. 
Philip A Allen , James R Houston , Joshua W Pollock , Christopher Buzzelli , Xuan Li , A 
Katherine Harrington , Bryn A Martin , Francis Loth , Mei-Ching Lien , Jahangir Maleki , Mark 
G Luciano , PLoS One 2014 Apr 15;9(4):e94844;
K 101, Beweis: Evaluation of the quality of life of patients with a Chiari type I malformation. 
A pilot study in a cohort of 67 patients, Olga Mestres , María A Poca, Elizabeth 
Solana, Andreea Radoi, Manuel Quintana, Enriqueta Force, Juan Sahuquillo, Rev Neurol 
2012 Aug 1;55(3):148-56;
K 102 Beweis: An examination of pain, disability, and the psychological correlates of Chiari 
Malformation pre- and post-surgical correction, Monica A. Garcia , Philip A. Allen , Xuan Li , 
James R. Houston , Francis Loth, Rick Labudac, Douglas L. Delahanty , Version of Record 1
October 2019;
K 103, Beweis: Cognitive Functioning in Chiari Malformation Type I Without Posterior Fossa 
Surgery Maitane García , Esther Lázaro , Juan Francisco López-Paz , Oscar 
Martínez , Manuel Pérez , Sarah Berrocoso , Mohammad Al-Rashaida , Imanol Amayra 

Cerebellum 2018 Oct;17(5):564-574.

Eine gute Zusammenfassung zur psychischen und kognitiven Disposition bei Chiari 
Malformationen, CSF Disorder gibt: CSF Research Colloquim Proceedings- Proposal 
of Cognition and Cognitive Function in Chiari Malformation and CSF Disorders- hier 
gilt auch wieder das vorliegende Erkrankung, die organischen Ursachen einen 
Mechanismus einsetzen lassen, der diese Störungen zu Folge hat. Das muss man 
grundsätzlich begreifen.

Der Vortrag von Liu, Emotional Stress and Changes in the Neurology of the Cerebellum, 
https://bobbyjonescsf.org/csf-video/emotional-stress-neuro/
Im Mausmodell zeigt sich, das seine stressige Situation (hier der Exposition von Fuchsurin), 
eine Reaktion des Einfrierens zur Folge hat (Fight or Flight or Freeze- psychologisches 
Reaktionsmodell nach Cannon, erweitert durch Gray) und nach Sezieren eine 
beeindruckende neurologische Aktivität der cerebellären Sternzellen zu Folge hat. Die 
anschliessende Fachdiskussion bestätigt, dass bei Furchtkonditionierung epigenetische 
Faktoren eine Rolle spielen und eine genetische Expression findet und daher die 
emotionalen Stressreaktionen nach neurochirurgischen Interventionen bei Chiari 
Malformation bleiben.

Der Vortrag von Poeta, Translational Approach to Mechanisms of Cognitive Impairment in 
Chiari CSF Disorders, https://bobbyjonescsf.org/csf-video/animal-model-tranlastion-
cognition/
Nachdem Ratten operativ einen Hydrocephalus bekamen, zeigten diese im Vergleich zu 
normalen Tieren, Gangunsicherheit und was die Kognition betrifft, zeigten die Ratten mit 
Hydrocephalus eine abnehmende Leistung, der Unterschied zu gesunden Ratten 
vergrößerte sich im Alter. In der nachfolgenden Diskussion wurde auch die bei 
Hydrocephalus und CSF Erkrankungen veränderte Durchblutung des Gehirns als eine der 
Ursachen diskutiert.

Der Vortrag von Grant zu Gehirnerschütterungen und Gehirnverletzungen, 
https://bobbyjonescsf.org/csf-video/pediatric-concussion-sports-injury/: 
Gehirnerschütterungen und Gehirnverletzungen weisen ähnliche Symptome wie eine Chiari 
Malformation auf. Beide weisen ähnlich psychische Symptome auf wie Traumata.

Das die Befundberichte, die das KG Berlin zitiert, diese Störungen nicht nennen, liegt daran, 
dass es nicht untersucht wurde, das hält ja auch das KG fest.

8



Aber der zuletzt eingereichte Befundbericht und vom KG noch nicht gewertet, K 128 (die 
Beschwerdeführerin kann leider diese immer nur dann vorlegen, wenn sie diese erhält) 
erklärt ja deutlich: u.A. imposante Fatigue und “Auffällig war zudem ein Dysexekutives 
Syndrom. Während der Untersuchung schienen Handlungsplanung und 
Handlungsdurchführung verzögert. Das Verhalten wirkte eher inflexibel. Es kam zu 
Perseverationen  (krankhafte Beharren, Haftenbleiben oder Nachwirken von einmal 
aufgetauchten psychischen Eindrücken, psychische Störung, uA Autismus, aber auch
bei Schädigungen ZNS, Anm. Beschwerdeführerin) und Gedankenhaftungen. Die 
mnestischen Leistungen wirkten weniger beeinträchtigt.“

Dieser tatsächlich auf u.a. auf eine Fatigue und kognitive, psychische Disposition 
eingehende Bericht, war im übrigen nur 5 Monate nach Unterschreiben des Testaments 
gefertigt. Schon gar nicht ist erkennbar, dass es sich um neu aufgetretene Störungen 
handelt.

Dass die empfohlene weitere Untersuchungen nicht gemacht wurden, hatte leider die 
erbrechtliche Gegnerin in der Hand, die ihrer Verpflichtung zur Gesundheitssorge nicht 
nachgekommen ist, denn vermutlich wurde ihr eine Dokumentation der Testierunfähigkeit zu 
unangenehm.

g)
Dass im Pkh Verfahren der zwingende Beweis erbracht werden muss, ist eine 
Überspannung der Voraussetzungen im Pkh Verfahren. Im übrigen verschliesst sich 
die Richterschaft ja gegen aktuelle Erkenntnisse, also gegen die letzten 20 Jahe 
Forschung, zu organischen Erkrankungen und deren Wirkmechanismus auf Psyche 
und Kognition.

Im übrigen verweist die Beschwerdeführerin darauf, dass das KG Berlin bei Seltenen 
Erkrankungen nicht seine üblichen Masstäbe anlegen kann, die medizinische und 
sozialmedizinische Würdigung ist eine andere und die Gerichte haben gar nicht, wie 
sich auch hier zeigt, die erforderliche Sachkenntnis.

Beweis: Sachverständigengutachen zur Testierfähigkeit des Erblassers und 
sozialmedizinisches Gutachten zur existenziellen Notlage der Beschwerdeführerin

III.
Zu den Massgaben des KG für ein Fachgutachten zur Testierfähigkeit, nach 
dem hier zitierten Beschluss vom 08.02.2021 - 19 W 10/20

a) 
Der Beschluss listet doch nicht nur eine schwere Erkrankung, die für ein 
Fachgutachten in Frage kommen, sondern min. 2 wenn nicht sogar 3 beim 
Erblasser vorliegende schwere Erkrankungen. Ausweislich des ausgewiesenen
Gutachters zu Fragen der Testierfähigkeit, Wetterling, sind die Auswirkungen 
der Multimorbidität bei der Beurteilung der Willensbildung zu beachten (  Hat   
eine Multimorbidität Auswirkungen auf die Geschäfts- und Testierfähigkeit?,     
Wetterling, ErbR, 2019 14: 283-287). Hiermit haben sich die 80. Kammer des LG 
Berlin und die 19. Kammer des KG Berlin überhaupt nicht befasst. Es liegt hier 
nicht nur Multimorbidität vor, weil der Erblasser zahlreiche weitere organische 
Diagnosen hatte, sondern obendrein noch eine Multimorbidität aus schweren 
Erkrankungen. Der Erblasser war chronisch und dauerhaft hochmorbide.
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Bei einem derart hochmorbiden, an seltenen Erkrankungen erkranktem 
Erblasser muss es ein Fachgutachten geben. Das Gericht ist gar nicht in der 
Lage diese insgesamt und im Zusammenspiel zu bewerten.

Aus dem Beschluss:
"Die Gebührenordnungsposition 16222 ist zusätzlich nur berechnungsfähig bei
Patienten mit schweren Einschränkungen der Kommunikationsfähigkeit 
und/oder der kognitiven Fähigkeiten und mindestens einer der im Folgenden 
genannten Erkrankungen: A81 Atypische Virus-Infektionen des 
Zentralnervensystems (z. B. Creutzfeldt-Jakob-Krankheit), C71.- bis C72.- Bösartige 
Neubildungen des Gehirns und des Rückenmarkes, F00.- bis F03.- Demenz, F06.9 
Hirnorganisches Syndrom, F07.- Organische Hirnstörung mit Verhaltensstörung, 
F70.- bis F79.- Intelligenzstörung, G09.- Folgen einer Enzephalomyelitis, G10.- bis 
G13.- Systematrophien, G20.- Morbus Parkinson, G35.- Multiple Sklerose, G40.- 
Epilepsie, G61.- Guillain-Barree-Syndrom und chronisch inflammatorisch 
demyelisierende Polyneuritis, G70.- und G71.- Myasthenia gravis, 
Muskeldystrophien und Myopathien, G80.- bis G82.- Hemi-/Paraparese, 
Hemi-/Paraplegie, G83.- Diplegie/Monoplegie, G91.- Hydrocephalus, G95.0 bis 
G95.2 Sonstige Erkrankungen des Rückenmarkes, I60.- bis I69.- Hirnblutungen und 
Hirninfarkte, M33.- Polymyositis, R47.- Aphasie."

Dass der Erblasser eine Parkinsondiagnose hatte, wurde mehrfach diagnostiziert 
(zuletzt festgehalten K 128).

Dass der Erblasser eine Arnold Chiari Malformation hatte, wurde ebenfalls mehrmals
in den Befundberichten festgehalten (zuletzt K 128).

Chiari Malformationen und Hydrocephalus werden mittlerweile unter dem Begriff 
„cerebrospinale Liquorstörungen“ (CSF Disorders) zusammengefasst (CSF leaks, 
hydrocephalus, Chiari malformation and Syringomyelia fall under the umbrella of 
CSF disorders.).

Beweis: CSF Disorders, Spineandbrain, UK, K 133

Dass die Gebührenordnung CSF Störungen, Chiari Malformationen nicht listet, 
liegt daran, dass letzere selten sind und der Klassifikation von CSF Störungen 
in den letzten 10 Jahren erheblich erforscht wurden und die Gebührenordnung 
von 2010 ist (https://www.aerzteblatt.de/archiv/74122/Bekanntmachungen-
Beschluss-des-Bewertungsausschusses-nach-87-Abs-1-Satz-1-SGB-V-zu-
Aenderungen-des-Einheitlichen-Bewertungsmassstabes-(EBM)-in-seiner-218-
Sitzung-am-26-Maerz-2010-mit-Wirkung-zum-1-Jul). das kann aber doch im 
Jahr 2024 nicht zum Anlass genommen werden, vorgenannte Erkrankungen, 
darunter die Arnold Chiari Malformation auszuschliessen!

Sodann wird in der Gebührenordnung gelistet:
Myasthenia gravis, Muskeldystrophien und Myopathien.

Ausweislich K 128  war feststellbar:
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Im Untersuchungsbefund imponierte zudem eine myasthene Symptomatik mit 
Ermüdbarkeit der Lidhebung im Rahmen einer Visitensituation, anamnestische 
Hinweise auf im Tagesverlauf zunehmende Doppelbilder und einer Affektion der 
Atemmuskulatur mit Belastungssyspnoe und reduziertem Peak cough Flow 
von 150 l/m als Hinweis auf ein neuromuskuläres Hypoventilationssyndrom.
Diagnosen: Myasthenes Syndrom m Lidheberschwäche (Ptosis), im 
Tagesverlauf zunehmend Belastungsdyspnoe

Konsequenz: Wir empfehlen eine erneute stationäre Aufnahme zur 
Komplettierung der Diagnostik und zum Ausschluss einer organischen 
Ursache des umschriebenen muskulären-, des myasthenen- und des 
dysexekutiven Syndroms (Apathie, Störungen der Exekutivfunktionen). Neben 
der Komplettierung der Elektrophysiologie empfehlen wir eine 
Liquodiagnostik8einschliesslich der Bestimmung des neurofilament light chain
(NFL(Marker für neurodegenerative Erkrankungen)) und der Demenzmarker.

D.h. eine Myastenia gravis sollte abgeklärt werden, weil eine schwere Fatigue 
mit Lidheberschwäche vorlag. Unzweifelhaft lagen damit Symptome einer 
Myasthenia gravis vor. Die Gegnerin hat leider die weiteren Untersuchungen 
nicht durchführen lassen, der Erblasser selber konnte nichts in die Wege 
leiten, weil er alle seine finanziellen Mittel bereits an die Gegnerin abgegeben 
hatte (Geldvermögen, Einkommen, Immobilie und Löschung Wohnrecht). Sie 
ist aber ihrer daraus resultierenden Verpflichtung zur Gesundheitssorge nicht 
nachgekommen!

Möchte das KG ernsthaft behaupten, es sei egal ob eine Erkrankung mit 
schweren Einschränkungen der Kommunikationsfähigkeit und/oder der 
kognitiven Fähigkeiten und mindestens einer der im Folgenden genannten 
Erkrankungen vorgelegen haben oder zwei oder drei? Im vorgenannten 
ablehnenden Beschluss hatte der Erblasser nur eine, nämlich Parkinson.

b)
Sodann hatte der Erblasser ausweislich der Patientenakten, die bis dato 
vorgelegt werden konnten, seit 2001 (K 112 und 113, Berichte aus der Charité, 
Neurologie, Bewegungsstörungen; Bericht UKSH Lübeck Schwindelambulanz 
(hier werden auch interkranielle Störungen festgehalten; K 122 
gastrointestinale Befunde; K 122 nephrologische und kardiovaskuläre 
Befunde; K 123 kardiovaskuläre Befunde):

Diagnosen und Symptome in folgenden Bereichen:
muskuloskelettale,
spinale, interkranielle und neurologische,
neuro-muskuläre Erkrankungen,
kardiovaskuläre Erkrankungen,
organische Erkrankungen,
gastrointestinale Erkrankungen.

Symptome:
u.A. schwere Fatigue, Schlafapnoe, Dyspnoe, Schwindel, Gangstörungen, 
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Polyneuropathie und psychische und kognitive Manifestationen (K 128).

Auch dies muss berücksichtigt werden.

c)
„Es muss demnach eine der genannten Erkrankungen vorliegen, hinzu kommen 
müssen dann schwere Einschränkungen der Kommunikationsfähigkeit und/oder der 
kognitiven Fähigkeiten.“ (KG Beschluss vom 08.02.2021 - 19 W 10/20)

Der Erblasser hatte ausweislich K 128 eine mittelgradige Dysartherie und eine 
schwere Fatigue. Zu seiner psychischen Konstiution: 
Auffällig war zudem ein Dysexekutives Syndrom. Während der Untersuchung 
schienen Handlungsplanung und Handlungsdurchführung verzögert. Das 
Verhalten wirkte eher inflexibel. Es kam zu Perseverationen  (krankhafte 
Beharren, Haftenbleiben oder Nachwirken von einmal aufgetauchten 
psychischen Eindrücken psychische Störung, uA Autismus, aber auch bei 
Schädigungen ZNS, Anm. Beschwerdeführerin) und Gedankenhaftungen.

IV.
Der Beschluss des KG behauptet, die aus Befund Klinik Darmstadt vom 15.08.19 K 122
diagnostizierte Müdigkeit reiche nicht, sie sei medikamentös behandelbar gewesen. 
Ausweislich der 5 Monate vorgenommen Untersuchung, war sie eben nicht 
medikamentös behandelbar.

In K 122 steht: die Müdigkeit wäre mit einem grenzwertigen Eisenmangel vereinbar. 
Es wurde eine Infusion verordnet.
(Nur am Rande: Nährstoffmalabsorption ist bei Ehlers-Danlos-Syndrom häufig).

Dass sie eben nicht behandelbar war, zeigt die nur 5 Monate später vorgenommene 
Untersuchung, K 128.

Sodann handelt es sich hier um einen Befund aus der Nephrologie- wie das KG aus diesem 
einzelnen Befundbericht einen Aufschluss über die Testierfähigkeit sehen will, erschliesst 
sich nicht.

Die von K 112 bis K 128 vorliegenden Befunde aus dem unterschiedlichen medizinischen 
Bereichen liegen ebenfalls nah am Unterschreiben des Testaments, sind 5 Monate nach 
diesem ergangen.

V.
Anders als das OLG Naumburg (nicht Dresden) meint das KG Berlin, ein 
Fachgutachten soll nicht die Beweiseinholung ermöglichen, sondern es muss 
von vorneherein feststehen, dass es zwingend in Frage kommt. Die 
Beschwerdeführerin hat bereits in III. bewiesen, dass es zwingend in Frage 
kommt auch nach Maßgaben des KG Berlin. Jedoch muss bei 
unterschiedlichen Entscheidungen der Gerichte, der Obergerichte Pkh bewilligt
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werden. Nach § 574 ZPO geht es hier um Rechtseinheitlichkeit, die Normen 
beziehen sich immer auf die Bundesrepublik, eine Auffassung das hüben so 
und drüben so entschieden wird, ist nicht zulässig.

Gemäß OLG Naumburg, Beschluß vom 9. 12. 2004 - 4 W 43/04 „c) Nach diesen 
Grundsätzen genügt der Vortrag der Ast., um in ein ordentliches Klageverfahren 
überzugehen, in dessen Rahmen Beweis, möglicherweise nach ergänzenden und 
verfahrensfördernden Hinweisen durch das LG, über die Fragen der Geschäftsfähigkeit und 
(hier) der alkoholbedingten hirnorganischen Schädigung des verstorbenen Ehemanns zu 
erheben sein wird. … Dieser Vortrag allein enthält zwar nicht genügend 
Anknüpfungstatsachen, um ein Sachverständigengutachten über die Geschäftsfähigkeit des 
verstorbenen Ehemanns erstatten zu können. Allerdings ist im Rahmen des 
Prozesskostenhilfebewilligungsverfahrens zu bedenken, dass es der Ast. in dieser Phase 
nicht möglich ist, weitere Tatsachen vorzutragen, weil ihr diese von den behandelnden 
Ärzten aus Rechtsgründen bislang nicht mitgeteilt worden sind.“

VI.
Die Beschwerdeführerin hat nie behauptet, dass Dysartherie und Dysphagie 
nur bei  Ehlers-Danlos-Syndrom vorhanden sind. 

Im Schriftsatz vom 24.01.24 und in den folgenden wurden für alle Befunde und 
Symptome des Erblassers medizinische Fachartikel vorgelegt, dass die Befunde und
Symptome sich unter dem Ehlers-Danlos-Syndrom subsummieren.

In der Visualisierung von K 129 zeigt sich deutlich die Interfamiliarität des Ehlers-
Danlos-Syndrom zwischen Beschwerdeführerin und Erblasser. Die Multimorbidität 
tritt deutlich zu Tage. Man erkennt auch den aus
Patientenakten nachgewiesenen Altersansatz.

VII. 
Die Beschwerdeführerin hat zuletzt im Schriftsatz vom 18.03.24 noch einmal 
zusammfassend dargestellt, dass das Ehlers-Danlos-Syndrom eine komplexe 
Erkrankung mit vielen Komorbiditäten ist und deshalb von darauf 
spezialisierten ÄrztInnen in der Zusammenschau aller Befunde und Symptome 
diagnostiziert wird.

Zuletzt, ausweislich K 43, hat die Beschwerdeführerin dem Erblasser angeboten in 
über die von diesem selbst gesuchte Erbkrankheit, K 54, 55 zu informieren. Eine 
Antwort kam nicht. Die Gegnerin behauptet im Pkh Verfahren, der Erblasser habe 
kein Interesse gehabt.

Die Gegnerin hätte, hätte sie als Verpflichtete für die Gesundheit des Erblassers die 
Hinweise der Beschwerdeführerin dass in der Familie des Erblassers mütterlichseits 
vorlag und auch bei ihr diagnostiziert worden war, gar nicht weit für eine ärztliche 
Abklärung gehen müssen. In Berlin gibt es mit Medicover Westend eine Praxis, die 
das kann, auch wenn die hauptverantwortliche Ärztin dort selber EDS betroffen nicht 
mehr arbeitet, so sind die KollegInnen dort doch zumindest im Diagnoseverfahren 
auch klinisch eingearbeitet.
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VIII.
Zur Indizienkette- diese steht, ausweislich Befangenheitsantrag vom 27.12.23, Seit 10, 
11 und letzte Stellungnahme vom 04.01.24 der Beschwerdeführerin, Seite 12, im 
Kontext des hier vorliegenden erbrechtlichen Betrugs:

a) Daraus zitiert:
Die Kammer möchte der Beschwerdeführerin das Recht auf Beweisaufnahme in einem 
ordentlichen Verfahren abschneiden, indem es behauptet, die Beweise, die die 
Beschwerdeführerin anbietet, seien Vermutungen,

Welchen Regeln der Logik, an gefestigte naturwissenschaftlichen Erkenntnissen, an 
gesetzlichen Bestimmungen, sowie an übergeordnete Verfahrensgrundsätze an die auch die
freie Beweiswürdigung der Richter im Rahmen des § 286 ZPO gebunden ist, widersprechen 
denn die hier angebotenen Beweise?

Sachliche Beweismittel sind Urkunden (§§ 415 - 444 ZPO) und bei einstweiligen 
Verfügungen, im Rahmen der Glaubhaftmachung  ,   die Versicherung an Eides statt 
(eidesstattliche Versicherung). Scheidungsakten und notarielle Urkunden belegen, dass der 
Erblasser min. 1,8 Mio€ Geldvermögen besaß.

Was spricht gegen die Indizienkette, dass der angekündigte erbrechtliche Betrug zu 
Gunsten der Gegnerin auch durchgeführt wurde, weil der zu Lebzeiten 
hochvermögende Erblasser ohne einen einzigen Cent verstarb?

Ausweislich der aktuellen Schreiben der DRV und des Bausparversicherers, dass auch nach
2012 der Erblasser Zahlungen erhielt, die Rente bis zum Tod gezahlt wurde- warum soll es 
sich hier um Vermutungen handeln, die das Gericht nicht im Rahmen eines ordentlichen 
Gerichtsverfahren überprüfen muss?? Vielmehr ist im Rahmen der Zeugeneinvernahme zu 
prüfen, ob diese Zahlungen auf das Konto der Gegnerin gingen, da der Erblasser ja kein 
Konto mehr hatte.

Was spricht gegen die Überprüfung der Indizienkette: erbrechtlicher Betrug an der 
Beschwerdeführerin zu Gunsten der Gegnerin angekündigt und wurde ausweislich des 
Komplettschwund des hohen Einkommens und Geldvermögens auch durchgeführt?

Die Gegnerin hat doch selber angegeben, dass der Erblasser seit Februar 2012 kein Konto 
mehr hatte, er also keinen Zugriff auf seine Rente hatte, die ausweislich der DRV bis zum 
Tod überwiesen wurde, sie hat angegeben, dass der Erblasser ohne einen Cent verstarb, da
ausweislich der Angaben der Rechtsanwältin in den Scheidungsakten, AG Bensheim 7 F 
422/91 über 900.000€ Vermögen des Erblassers vorhanden waren und ausweislich der 
notariellen Urkunde Dritter der Erblasser aus dem Verkauf seiner Firmenanteile 900.000€ 
erhielt, also ist das zu Lebzeiten vorhandene Vermögen des Erblassers verschwunden und 
er hatte keinen Zugriff mehr darauf. Dem Grundbuchauszug ist zu entnehmen, dass die 
Immobilie des Erblassers der Gegnerin geschenkt worden war, sie selber hat den 
Schenkungsvertrag in der Auskunft vorgelegt, dem Grundbuch ist zu entnehmen, wann der 
Erblasser sein Wohnrecht etc. löschte, dergleichen dem Verkaufsvertrag- der Erblasser hatte
also auch kein Wohnrecht mehr. Was sollen daran Vermutungen sein?

Die Frage, wohin das Einkommen und das Geldvermögen ging, ist berechtigt. Die Immobilie 
ging nachweislich an die Gegnerin. Warum sollte nicht auch Einkommen und Geldvermögen 
an diese gegangen sein? Schliesslich wurde der Betrug zu ihren Gunsten angekündigt. 
Wieso wird eine Prüfung im ordentlichen Verfahren abgelehnt und die Beschwerdeführerin 
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muss sich betrügen lassen?

IX.
Das LG und KG haben sich mit dem zentralen Vortrag zum erbrechtlichen Betrug in 
keinster Weise auseinandergesetzt und diesen komplett überhört.

Da das hier so überhört wird, versichert die Beschwerdeführerin den von ihr mehrfach 
vorgetragenen Sachverhalt und die eingereichten Beweise noch einmal eidesstattlich.

Beweis: eidesstattliche Versicherung vom 04.04.24, K 134

Die zweite Frau des Erblassers und Alleinerbin und erbrechtliche Gegnerin, betrog die 
Beschwerdeführerin gänzlich um den Pflichtteil/Ergänzungsanspruch. Zum Zweck des 
Betrugs hatte der hochvermögende und einkommensstarke Erblasser sämtliches schon zu 
Lebzeiten an die erbrechtliche Gegnerin abgegeben, ohne dass es von dieser als Geschenk 
angegeben wurde. Jedenfalls verstarb dieser ausweislich K 5, den Angaben der 
erbrechtlichen Gegnerin ohne einen Cent. 

Der Betrug um den Pflichtteil/Ergänzungsanspruch  an der Beschwerdeführerin und ihrer 
Schwester zugunsten der erbrechtlichen Gegnerin wurde im März 2012 vom späteren 
Erblasser gegenüber einer Zeugin, der Schwester der Beschwerdeführerin angekündigt.

vorgelegter Beweis: Email der Schwester der Beschwerdeführerin vom 02.03.12, K 27
angebotener Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 München

Augenscheinlich wurde der Betrug auch durchgeführt:
es fehlen min. 1,8 Mio € Geldvermögen, die der Erblasser in dem Zeitraum von 1991 
bis 2008 nachweislich besessen hat:

Ausweislich der Scheidungsakte AG Bensheim  Az. 7 F 422/91 zwischen dem Erblasser und 
der Mutter der Beschwerdeführerin und weiteren eingeholten Informationen fehlen min. 
921.085,20 €.
siehe Aufstellung Vermögen Erblasser aus der Scheidungsakte und weiteren eingeholten 
Informationen mit Nachweisen, Klageentwurf 11.05.2021 

Der Erblasser gründete nach seiner Berentung zwei Firmen (siehe unten) und verkaufte 
seine Anteile Ende 2007 an den eingetretenen Mitkommanditisten für 900.000 €. Dieser ist 
bereit die notarielle beglaubigte Verkaufsurkunde vorzulegen. Übrigens wird auch hier klar, 
dass der Erblasser immer seine Kinder aus erster Ehe verschweigen musste, sich gegen die 
erbrechtliche Gegnerin nicht durchsetzen konnte und diese immer nach außen angab, er 
habe kein Interesse gehabt.

vorgelegter Beweis: Eidesstattliche Versicherung der Beschwerdeführerin zum Gespräch 
mit dem Geschäftsführer des Mitkommanditisten vom 10.07.23, K 73 Doppelt vergeben,  
Ss. vom 10.07.23
angebotener Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative 
Kunststoffaufbereitung GmbH & Co.KG.
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Ausweislich der Auskunft der erbrechtlichen Gegnerin gibt diese an, der Erblasser habe seit 
Februar 2012 kein Konto mehr gehabt. Im übrigen erhielt die erbrechtliche Gegnerin die 
Immobilie ausweislich Ss. vom 04.10.22, K 50 modernisiert geschenkt, was sie zu 
verschleiern sucht, in dem sie die letzte Seite eines über 10 Jahre alten Wertgutachten 
vorlegt.

vorgelegter Beweis: Auskunft der erbrechtlichen Gegnerin mit Schenkungsvertrag vom 
16.12.21, K 5

Die Deutsche Rentenversicherung erklärte, die Rente des Erblassers, ist bis zu dessen Tod 
überwiesen wurde. Augenscheinlich auf das Konto der erbrechtlichen Gegnerin.

vorgelegter Beweis: Schreiben der DRV vom 17.02.23 , K 73 Doppelt vergeben, Ss v. 
09.03.23
angebotener Zeugenbeweis:  Deutsche Rentenversicherung Bund, Ruhrstr. 2, 10709 
Berlin

Ausweislich einer Gehaltsbescheinigung und einer Rentenprognose hatte der Erblasser zu 
Lebzeiten ein hohes Einkommen als leitender Angestellter und daher auch eine hohe Rente.

vorgelegte Beweise:  aus den Scheidungsakten 7 F 422/91
Rentenprognose vom 23.02.99, K 64 
Gehaltsbescheinigung vom 24.11.03, K 74

Außerdem gingen auch andere Vermögenswerte des Erblasser augenscheinlich gleich auf 
das Konto der Gegnerin. Am 07.05.22 erfuhr die Beschwerdeführerin, dass 2014 ein 
Bausparvertrag des Erblassers bei einer Bausparkasse aufgelöst worden war.

vorgelegter Beweis: Schreiben Wüstenroth vom 07.05.22, K 53

Ausweislich der Handelsregisterauszüge gründete der Erblasser 2003 nach seiner 
Berentung zwei Firmen.

vorgelegte Beweise: Handelsregisterauszüge von 13.08.12 zu  Artemis Verwaltungs und 
Co KG, Artemis Research GmbH, (beide später Catena) aus den Jahren 2003 bis 2012, K 
44, 45

Ausweislich K 73 Doppelt vergeben,  Ss. vom 10.07.23 wurde die erbrechtliche Gegnerin 
ohne eigene Einlage als Mitkommanditistin aufgenommen. Dies ist als ein Geschenk zu 
werten (die Aufnahme eines Kommanditisten ohne eigenen Kapitaleinsatz ist regelmässig 
als Schenkung zu betrachten. Übernahme einzelner Pflichten z.B Geschäftsführung kann 
Unentgeltlichkeit einschränken (Sörgel, Bürgerliches Gesetzbuch, Band 33: Erbrecht 2 §§ 
2064 - 2273 BGB, 14. Aufl., 2022, § 2325 BGB Rn 25).

Ausweislich K 5 hat die erbrechtliche Gegnerin nur die Immobilie als Geschenk angegeben, 
diese aber mit konstruierten Zahlungen belegt, die sie als Migrantin mit niedrigem 
Einkommen gar nicht leisten konnte, einmal 150.000€ und 101.232,21€. Ausweislich § 5 des 
Schenkungsvertrag war der Erblasser für die Tilgungen weiter verpflichtet, von denen die 
erbrechtliche Gegnerin angibt, sie habe diese bezahlt. Zu dieser Verpflichtung ist der 
Erblasser mündlich und schriftlich gestanden, siehe 2- er bezahlte die „100.000 €“, siehe K 
27 und Email vom 09.04.2012, K 32
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Die erbrechtliche Gegnerin kam mit einem DAAD Stipendium aus Indien und hat vor der Ehe
mit dem Erblasser ausweislich ihres einzigen Arbeitgebers wenig verdient.

vorgelegte Beweise: universitäre chemische Fachartikel von 1984, Anlagenkonvolut K 29
Emailbestätigung des Telefonats vom 12.08.22, K 51
Zeugenbeweis: Laves Chemie, Dr. Wallenwein, Die Ritterwiesen 10, 65835 Liederbach

Der Erblasser arbeitete in der nach seiner Berentung gegründeten Firma als Forscher und 
Berater, auch für andere Firmen. 

vorgelegte Beweis: Eidesstattliche Versicherung der Beschwerdeführerin mit einem 
Auftraggeber vom 01.12.23, K 105
 
Augenscheinlich erzielte aber nur die erbrechtliche Gegnerin daraus ein Einkommen. Auch 
nach seinem Austritt hatte der Erblaser Honorarverträge als Forscher und Berater. Trotz 
seiner Tätigkeiten erhielt er kein Geld, sondern nur die erbrechtliche Gegnerin zahlte sich als
Geschäftsführerin, siehe K 73 Doppelt vergeben,  Ss. vom 10.07.23. Die Arbeit des 
Erblassers für die erbrechtliche Gegnerin ist als Geschenk zu bewerten.

Die finanziellen Verhältnisse des Erblassers mit seiner zweiten Frau und Alleinerbin, waren 
seit Beginn der Ehe, frühestens nach dessen Ehescheidung von der Mutter der 
Beschwerdeführerin ab 19.04.2002, K 3 möglich, von undurchsichtigen Transaktionen nur so
durchzogen, nur mit dem einen Ziel, dessen gesamtes Vermögen, Geldvermögen, 
Einkommen an die erbrechtliche Gegnerin zu transferieren. Diese nutzte dazu vorsätzlich 
sittenwidrig den schwerkranken und willenschwachen Erblasser.

Ausweislich Grundbuchauszug der Immobilie Wetzbach 34 in 64673 Zwingenberg zu 
Eigentümergrundschulden, Überlassung an die Gegnerin und Löschung sämtlicher Rechte 
des Erblassers, musste der Erblasser sein Wohnrecht, Niesbrauch, Rückauflassung am 
18.06.19 löschen.

vorgelegter Beweis: Grundbuchauszug Amtsgericht Bensheim vom 23.11.22,   K   67

Am 11.08.19 unterzeichnete der Erblasser das von der erbrechtlichen Gegnerin aufgesetzte 
ehegemeinsame Testament, das vorsorglich alle anderen Verfügungen aufhebt und nur den 
Erblasser bindet, seine Abkömmlinge mit einer Pflichtteilstrafklausel belegt, die dann der 
Familie der Gegnerin zu Gute kommt und die Gegnerin zur Alleinerbin einsetzt. Im übrigen 
wurde mir der Tod des am 01.12.20 verstorbenen als Tochter nicht mitgeteilt, sie hat  davon 
am 16.07.21 vom Nachlassgericht erfahren.

vorgelegter Beweis: Mitteilung Nachlassgericht vom 13.07.21 und Testament vom 
11.08.19, K 2

Der Erblasser hat mitgeteilt, dass er unter zwei schweren Erkrankungen, Parkinson, Chiari 
Malformation litt und außerdem eine Erbkrankheit suchte, eine schlimme Erkrankung, die 
vom Kopf, der Wirbelsäule ausgeht.

vorgelegte Beweise: Email von Astrid Wehner-Fleischberger vom 05. und 08.08.2019, K 
54, 55
angebotener Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 München

Nachdem die Beschwerdeführerin die Diagnose der Krankheit Ende Januar 2020 in einer 
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französischen Spezialpraxis erhalten hat und die mitgebrachten umfangreichen 
Behandlungen übersetzt hatte und in Deutschland die Adressen der Behandler recherchiert 
hatte, hat sie den Erblasser angeschrieben und die Informationen angeboten. Eine Antwort 
erfolgte nicht. Im erbrechtlichen Verfahren erklärte die Gegnerin, der Erblasser habe kein 
Interesse gehabt. Hinzuzufügen ist, dass sich die Beschwerdeführerin selber ab Anfang 
2021 an die Recherche der Verwandtschaft setzte. Leider ist es sehr erschwert, aufgrund der
Sperrfristen- es wäre eine Möglichkeit, bei seltenen genetischen Erkrankungen, die nicht 
einsehbaren Verwandten mit dem Angebot der Information durch das Archiv anzuschreiben.

vorgelegter Beweis: Schreiben der Beschwerdeführerin an den Erblasser vom 12.04.2020, 
K 43

Nachdem die Beschwerdeführerin, ermangels finanzieller Resourcen im Pkh Verfahren nicht 
anwaltlich vertreten, im November 2023 erfuhr, dass sie an den Patientenakten verstorbener 
Angehöriger in direkter Linie, nach §630g BGB eigene Rechte hat, holte sie dessen 
Patientenakten ein, bei den medizinischen Einrichtungen, die ihr bekannt waren, die 
Beschwerdeführerin ja nicht wissen kann, wo der Erblasser überall in Behandlung war.

Ausweislich des letzten Befundberichts in der Charité ALS Ambulanz vom 29.01.20, K 
128:

Myasthenes Syndrom m Lidheberschwäche (Ptosis), intermittierende Doppelbilder 
(Diplopie), im Tagesverlauf zunehmend Belastungsdyspnoe
V.a. beginnendes dysexektutives Syndrom, DD Frontotemporale Demenz DD 
Corticobasale Demenz
Müdigkeit

seit 2001 Diagnose Arnold Chiari Malformation II
Seit 2016 Versuch m L-Dopa, seit 2018 kein Ansprechen mehr
Sensomotor PNP
Schlafapnoe Syndrom CRAP Therapie wurde vor 5 Jahren beendet

Gang mit Unterstützung kleinschrittig, breitbasis ataktisch

Raumforderung Zungengrund re vom Patienten als progredient beschrieben. Im HNO 
ärztlichen Konsil während eines stationären Aufenthalts 11/19 war MRT Halsweichteile
empfohlen worden, ein Ergebnis der Untersuchung liegt nicht vor.
Im Untersuchungsbefund imponierte zudem eine myasthene Symptomatik mit 
Ermüdbarkeit der Lidhebung im Rahmen einer Visitensituation, anamnestische 
Hinweise auf im Tagesverlauf zunehmende Doppelbilder und einer Affektion der 
Atemmuskulatur mit Belastungssyspnoe und reduziertem Peak cough Flow von 150 
l/m als Hinweis auf ein neuromuskuläres Hypoventilationssyndrom.

Auffällig war zudem ein Dysexekutives Syndrom. Während der Untersuchung 
schienen Handlungsplanung und Handlungsdurchführung verzögert. Das Verhalten 
wirkte eher inflexibel. Es kam zu Perseverationen  (krankhafte Beharren, Haftenbleiben
oder Nachwirken von einmal aufgetauchten psychischen Eindrücken psychische 
Störung, uA Autismus, aber auch bei Schädigungen ZNS) und Gedankenhaftungen. 
Die mnestischen Leistungen wirkten weniger beeinträchtigt.

Wir empfehlen eine erneute stationäre Aufnahme zur Komplettierung der Diagnostik 
und zum Ausschluss einer organischen Ursache des umschriebenen muskulären-, 
des myasthenen- und des dysexekutiven Syndroms (Apathie, Störungen der 
Exekutivfunktionen). Neben der Komplettierung der Elektrophysiologie empfehlen wir 
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eine Liquodiagnostik8einschliesslich der Bestimmung des neurofilament light chain 
(NFL(Marker für neurodegenerative Erkrankungen)) und der Demenzmarker.

BERATUNGSINHALTE UND PROCEDERE
stationäre Aufnahme zur Komplettierung der Ausschluss- und Zusatzdiagnostik 
Charite Campus  Mitte Klinik für Neurologie Sekt. Bewegungsstörungen, Station 116.

Diese wichtigen arztseits vorgeschlagenen Untersuchungen wurden augenscheinlich 
nicht mehr angetreten.

Zeugenbeweis: Prof. Dr. Andrea Kühn und Prof. Dr. Thomas Meyer und Dr. Jenny Norden 
zu laden über CharitéCentrum für Neurologie, Neurochirurgie und Psychiatrie, Charitéplatz1, 
10117 Berlin  

 Die Pflicht auch diese einzuleiten, hätte die erbrechtliche Gegnerin getroffen.

X.
Das LG und KG haben sich auch mit der wesentlichen Folge des Betrugs, nämlich, 
dass wer von einer Person alle finanziellen Mittel zur Sicherung deren physischer 
Existenz vereinnahmt, also diese keinen Zugang mehr zu Vermögen, Geldvermögen 
und Einkommen hat, de facto für die Gesundheitsfrage dieser Person verantwortlich 
ist und sein muss, überhaupt nicht auseinandergesetzt und sind diesen komplett 
übergangen.

Zudem ist unter den gegebenen Umständen die Verpflichtung der Gegnerin zur 
Gesundheitssorge des gänzlich ihrer Obhut unterworfenen Erblassers hoch anzusetzen.

Durch die Massnahmen der Gegnerin war der Erblasser de facto unfähig sein 
Selbstbestimmungsrecht wahr zu nehmen, er konnte keine eigenverantwortlichen 
Entscheidungen mehr treffen (Dodegge/Roth, Systematischer Kommentar Betreuungsrecht, 
2018, S. 7)- damit war er dem Personenkreis der Betreuenden aus § 1896 BGB 
gleichzustellen.

Auch daher hätte die Gegnerin die Verpflichtung getroffen, sich am Wohl des Erblassers 
auszurichten.

Auch für die Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen 
ärztlichen Eingriff des Betreuten gilt, hätte sie den Wünschen des Erblassers zu entsprechen
gehabt, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem ihr auch zuzumuten ist (in 
Anlehnung zum Betreuungsrecht aus BT-Drucks 11/4528, 71).

Ein Betreuer, der einen solchen Personenkreis betreut, hat allgemein und insbesonderen, 
wenn ihm die Gesundheitssorge obliegt, dazu beizutragen, dass Möglichkeiten genutzt 
werden, die Krankheit oder Behinderung des Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. Er soll dazu beitragen dass die 
genannten Möglichkeiten genutzt werden. Er soll keinesfalls an die Stelle des Arztes oder 
anderer Fachleute treten, sondern sich deren Hilfe bedienen (BT-Drucks 11/4528, 134).

Ausweislich § 1901 BGB obliegt einem Betreuer, der im übrigen auch qua Ehrenamt 
unentgeltlich von Personen aus dem Familienkreis, Freundeskreis, Nachbarschaft erfolgen 
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kann, die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, wie es dessen Wohl entspricht (§ 
1901 II BGB). Der Wille des Betreuten hat begrenzten Vorrang. Soweit es dem Wohl des 
Betreuten nicht zuwiderläuft und die Erfüllung seiner Wünsche für den Betreuer auch 
zumutbar ist, sind diese für den Betreuer verbindlich (III).

Da die Gegnerin den Erblasser de facto entmündigt hatte, hätte sich die Gegnerin mit der 
Gegnerin in Verbindung setzten müssen und zumindest hätten die angebotenen 
Informationen hätten, also Diagnose, internationale Behandlungsleitlinien den behandelnden 
ÄrztInnen auf Verdacht vorgelegt werden müssen. Darüber hinaus hätte die Möglichkeit 
bestanden bei den spezialisierten Behandlern eine Zweitmeinung einzuholen.

Sodann wäre es den Arztpflichten unterfallen, hier tätig zu werden und dem Erblasser bzw. 
der Gegnerin Massnahmen zu unterbreiten.

Schlechterdings nicht mehr möglich, ist allerdings, dass die Gegnerin die arztseits 
empfohlenen Massnahmen anbetrachts des schlechten Gesundheitszustands des Erblasser 
unterlassen hat.

Zur deswegen bereits geltend gemachten Erbunwürdigkeit nach § 2339 I BGB: 
Verhinderung lebenswichtiger Behandlung wegen seltener genetischer, komplexer, 
struktureller, systemischer Erkrankung.

In OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 (2. LS) war ein Miterbe, der die 
Betreuung des Erblassers übernommen hatte, beschuldigt worden, den Erblasser vorsätzlich
und widerrechtlich getötet zu haben, weil er in den Abbruch einer medizinischen Behandlung
eingewilligt hatte, ohne die Genehmigung des Betreuungsgerichts eingeholt zu haben und 
ohne dass eine entsprechende wirksame Patientenverfügung vorlag. Ein solcher Vorwurf 
kann aber dann nicht gemacht werden, wenn zwischen dem Betreuer und dem 
behandelnden Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Nichterteilung der Einwilligung 
in eine ärztliche Maßnahme oder deren Widerruf dem Willen des Betreuten entspricht. 
(Herzog, FamRZ 2019, 249-274- 252).

Unter der Prämisse, dass die Gegnerin schon wegen ehelicher und auch wegen 
betreuerischer Pflichten, da der Erblasser durch ihre Massnahmen de facto entmündigt und 
keinen persönlichen Handlungsspielraum mehr hatte, für die Gesundheitssorge des 
Erblassers verantwortlich war, muss ihr der Vorwurf der vorsätzlichen Tötung gemacht 
werden, da sie die Abklärung einer schweren Grunderkrankung, für den schwer erkrankten 
Erblasser nicht einleitete und damit lebenswichtige Therapiemassnahmen verhinderte.

Anders als hier in OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 gab es gerade keine 
Kontrolle durch eine ärztliche Instanz, weil den den ÄrztInnen behandelnden Erblasser diese 
Informationen gerade nicht zugeleitet wurden und die vorgeschlagenen ärztlichen 
Massnahmen nicht stattfanden und die Gegnerin überhaupt keiner ärztlichen Kontrolle 
unterlag.

In OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 wurde festgestellt, dass in diesem Fall 
eine weitere Behandlung nicht lebensverlängernd ist. Hier aber geht es durchaus um 
Massnahmen der Lebensverlängerung und Lebensqualität, richtige Behandlung und 
Vermeidung von Fehlbehandlung, insgesamt um die Verhinderung lebenwichtiger 
Therapiemassnahmen.

Die Gegnerin unterliess die Abklärung einer schweren Erkrankung, die Einleitung der 
arztseits vorgeschlagenen Massnahmen und damit eine fachgerechte medizinische 
Behandlung. 
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Wie nennt man jemanden, der alle Mittel einer Person zur Sicherung deren 
physischer Existenz vereinahmt hat (was sie nicht hätte tun müssen, 
unbestritten) und dieser lebenswichtige ärztliche Massnahmen und 
gesundheitlich wichtige Behandlungen vorenthält?
Daher sind alle medizinischen Unterlagen des Erblasser über dessen private 
KV bei seinen Behandlern einzuholen und bei einem Sequester zu sichern, die 
hier aufgeworfenen Sach- und Rechtsfragen in einem ordentlichen Verfahren 
zu behandeln und dann die Unterlagen beizuziehen

XI.
Das KG meint, es gäbe keinen allgemeinen Rechtssatz und auch keine allgemeine 
Lebenserfahrung dazu, ob jemand frei testieren kann, der sich bar aller finanziellen 
Mittel begeben hat.

Da der Fall nun einmal hier aufgetaucht ist, ist er auch zu diskutieren. Zudem ja in der 
erbrechtlichen Diskussion ist, wie Abhängigkeiten vermieden werden. So das unerklärlich ist,
wieso man sich dieser Diskussion an einem Fall nicht stellen will. Sondern hinnimmt das 
diese Konstellation Schule machen wird, weil sie das KG unbedenklich findet.

Zudem ist die Testierfreiheit ein hohes grundrechtliches Gut, das in § 2339 BGB generell 
geschützt wird, der Verfehlungen gegen den Erblasser listet, die in seine Testierfreiheit 
eingreifen (Sörgel, 2021, 2339 BGB Rn 2).

Nach dem Begriff der Vis compulsiva (in der Strafrechtslehre auch als „willensbeugende“ 
Gewalt) bezeichnet, der hier zur Anwendung gebracht wird, wird dem Opfer die Gegenwehr 
oder das nicht tatkonforme Verhalten nicht durch direkte Gewaltanwendung (etwa Fesseln, 
Betäuben, Niederschlagen, Einsperren) unmöglich gemacht (das wäre absolute oder 
„willensbrechende“ Gewalt), sondern das Opfer wird durch anderweitige gewaltsame 
Einflussnahmen des Täters (etwa Schlaf- oder Nahrungsentzug) gefügig gemacht und 
gezwungen, sich dem Willen des Täters zu beugen. Bei der Drohung werden diese nur in 
Aussicht gestellt, um den Willen des Opfers zu beugen. Die Drohung muss nicht 
ausgesprochen werden (Sörgel, 2021, § 2339 BGB Rn 7).

Es ist doch bedrohlich, wenn jemand, der testieren soll, sich in gänzlich physischer 
Abhängigkeit von dem zu Begünstigten befindet.

Kann jemand frei testieren, auf die Gefahr hin, dass im das Dach über dem Kopf entzogen 
wird?

Kann jemand frei testieren, auf die Gefahr hin, nichts mehr zu essen zu bekommen?

Zudem war der Erblasser auch noch schwerkrank und hochmorbide und seine Abwehrkräfte 
waren schwach.

Im Kontext der aktuellen Diskussion wird Testierfreiheit als Vermeidung von beschrieben:
Unzulässiger Beeinflussung der Entscheidungsfreiheit (Zimmer NJW 2017, 5139);

Unheilvolle Mischung aus herabgesetzter Abwehrmöglichkeiten des Erblassers wegen
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Krankheit, Geistesschwäche naher Beziehung zum Beeinflussenden und gezielten 
Ausschluss anderer Einflüsse (Frieser, Schutz des Erblassers vor unangemessener 
Beeinflussung ErbR 2020 309-313).

Diese Negativmerkmale waren hier gegeben.

„Der Erblasser muss nach eigenem Urteil frei von Einflüssen interessierter Dritter handeln 
können (BGH FamRZ 1958, 127, 128; BayObLG FamRZ 1985, 314, 315; FamRZ 1996, 635;
FGPrax 1998, 62 mwNw; FamRZ 2000, 701; 2004, 1822; 2005, 658; 2005, 2019; 2006, 68; 
OLG Hamm OLGZ 1989, 273; FamRZ 2004, 661; OLG Jena FamRZ 2005, 2021; OLG 
München RNotZ 2008, 34 = ZErb 2007, 460; Bamberger/Roth/Litzenburger Rn 3; Wetterling 
ErbR 2015, 544; NK-BGB/Kunz/Baldus § 104 BGB Rn 62 ff).„ 

Nach diesen rechtlichen Vorschriften, ergibt sich eine erhebliche Unfreiheit gegenüber der 
Gegnerin. Eine Rechtssprechung zum Schutz der Testierfreiheit ist nötig.

Umgekehrt wäre es der Antragsgegnerin auch unbenommen gewesen, diese Umstände 
nicht zu setzen, zumindest dem Erblasser einen Zugriff auf seine eigene Rente zu 
ermöglichen, wäre ja möglich gewesen.

XII.
Das KG äußert sich nur allgemein zur Belegvorlage- diese Rechtslage hat die 
Beschwerdeführerin nie bestritten. Den entscheidenden Vortrag hat auch das KG 
übergangen. Die Beschwerdeführerin hat folgende Sachlage vorgetragen: es war 
Betrug geplant und augenscheinlich auch durchgeführt worden, denn sämtliches 
hohes Geldvermögen und Einkommen des Erblassers waren bei dessen Tod 
verschwunden gewesen. Hieraus resultiert, dass schon in der Auskunft Belege 
vorzulegen sind, ausweislich zu der bisherigen Rechtslage, die der 
Beschwerdeführerin entzogen wird. Ihr wird die geltend Rechtslage vorenthalten.

Wenn die Gegnerin nicht betrogen hätte, wäre es doch ein leichtes gewesen, zu erklären, 
verpflichtete wäre sie rechtlich sowieso, an wen die hohe Rente des Erblasser monatlich 
gezahlt wurde. Die Beschwerdeführerin geht davon aus, dass die Rente an die Gegnerin 
gezahlt worden ist. 
Sodann wäre es doch ein leichtes gewesen, zu erklären, wohin das Vermögen des Erblasser
verschwunden ist. Oder entsprechende Nachforschungen anzustellen.
Wie kommt es, dass die unvermögende und vor der Ehe mit Erblasser ausweislich ihres 
Arbeitgebers gering Verdienende nun hochvermögend ist?
Warum wurde von ihr der ihr geschenkte Mitkommanditistenanteil nicht angegeben?
Warum ist die Immobilie mit konstruierten Zahlungen belegt, die sie gar nicht leisten könnte. 
Und die „100.000€“, die jetzt die Gegnerin behauptet bezahlt zu haben, zu dieser Zahlung 
war ausweislich Schenkungsvertrag § 5 der Erblasser verpflichtet, er hat immer angegeben, 
er habe diese bezahlt und sogar erklärt, er betrachte das als sein einiges Erbe an seine 
Kinder (K 27, 32). Es zeigt den miesen habgierigen Charakter der Gegnerin, dass sie mit 
dieser Behauptung auch das einzige „Geschenk“ des Erblassers an seine Kinder rückgängig 
machen will und ihr der Wille des Erblassers hochegal ist.

Nach Meinung der Beschwerdeführerin liegt hier eine handfeste Indizienkette vor, dass die 
Kinder des Erblassers aus seiner ersten Ehe zugunsten seiner zweiten Frau um den 
kompletten Pflichtteil betrogen wurden.

Die Frage, ob Belege bei Betrug herauszugeben sind, wurde überhaupt noch nicht juristisch 
erörtert. Und darauf bezog sich die Nennung des Urteil OLG München Urt v. 23.08.2021 – 33
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U 325/21, das erklärt, dass es Situationen geben mag, bei denen eine Belegvorlage 
gegeben ist. Nach Meinung der Beschwerdeführerin besteht hier eine solche Situation. 

Eine Belegvorlage gibt es ausweislich folgender Urteile bei folgenden Sachlagen, die hier 
ebenfalls vorliegen:

Fiktives Vermögen
Wie in der Sachlage dargetan, fehlt erhebliches Vermögen. Nur anhand von 
Kontenauszügen, kann überprüft werden, ob hier weitere Pflichtteilsergänzungsansprüche 
vorliegen. 

Auch sind weitere Anhaltspunkte Schenkungen gegeben:
zwischen dem Pflichtteilsberechtigten und dem Erblasser eine erhebliche Feindschaft 
bestand und der Erblasser pflichtteilsverkürzende lebzeitige Zuwendungen plante; 
größeres Vermögen unstreitig vor dem ErBeschwerdeführerinall, aber nicht im 
Zeitpunkt des ErBeschwerdeführerinalls vorhanden war; der Erblasser dem 
überlebenden Ehegatten zahlreiche andere bedeutende Schenkungen gemacht hat 
oder die finanziellen Verhältnisse der Ehepartner aufgrund zahlreicher Transaktionen 
schwer durchschaubar sind (OLG Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485).

„In diesen Fällen hat der Auskunftspflichtige die Transaktion (einschließlich 
eventueller Gegenleistungen) aufzudecken und - zur nachvollziehbaren Beurteilung 
durch den Pflichtteilsberechtigten, ob eine Schenkung vorliegt - die entsprechenden 
Unterlagen vorzulegen (BGH NJW1973,1876,1878; WM 1976,1089,1090 zum Anspruch 
aus § 242; KLINGELHÖFFER Rn l37; vgl auch OLG Düsseldorf FamRZ 1995, 1236, 1238). 

Hier kommt es ausnahmsweise schon iRd Auskunftsanspruchs zu einer 
Belegvorlagepflicht.“ (J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch: 
Staudinger BGB - Buch 5: Erbrecht: §§ 2303 – 2345, 2015, § 2314 Rn. 27) „
Kontenauszüge
Falls die Kontoauszüge nicht mehr vorhanden sind, muss der Erbe sie bei der Bank 
beschaffen (OLG Koblenz Beschl. v. 30.4.2018 – 1 W 65/18, BeckRS 2018, 7908). Selbst 
wenn dies 1.500 € kostet, ist das nicht unverhältnismäßig (OLG Stuttgart, Beschluss vom 
26.01.2016 - 19 W 78/15, ZEV 2016, 107, Rn. 9). Falls sich die Bank weigert, muss der Erbe
sie notfalls verklagen (BGH, Urt. v. 28.02.1989 - XI ZR 91/88, NJW 1989, 1601, Rn. 12).

OLG Stuttgart, Beschluss vom 26.01.2016, 19 W 78/15:
Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass es solche gegeben hat, hat das Landgericht in rechtlich 
nicht zu beanstandender Weise darin gesehen, dass die Konten der Erblasser zum Stichtag 
nahezu keine Guthaben aufgewiesen haben, obwohl die Erblasser unstreitig zumindest 
monatliche Einkünfte i.H. von 1.720,00 EUR hatten und es somit nicht von vorneherein 
ausgeschlossen erscheint, dass im Zehn-Jahres-Zeitraum vor ihrem Tod - gegebenenfalls 
auch nur geringfügige Beträge - verschenkt wurden.

Besteht nun aber - wie vorliegend - der Verdacht, dass ein Erblasser im maßgeblichen Zehn-
Jahres-Zeitraum Zuwendungen von seinem Bankkonto (oder seinem Depot) 
schenkungsweise an Dritte erbracht hat, so ist der Erbe - hier: der Schuldner - verpflichtet, 
von seinem Auskunftsrecht gegenüber der Bank Gebrauch zu machen, um eventuelle 
Zuwendungsempfänger zu ermitteln (vgl. Herzog in: Staudinger, BGB, Neubearb. 2015, § 
2314 Rz. 29).

Mit keinem Wort wird auf die ungeklärte Rechtsfrage verwiesen, die sich daraus ergibt, dass 
der Erblasser nach Aussage der Gegnerin (K 5) über 8 Jahre vor seinem Tod kein Konto 
mehr hatte, die DRV aber angibt (K 73- doppelt vergeben lag den Ss vom 09.03.23 bei), 
sie habe die Rente bis zu dessen Tod überwiesen und die Rente ausweislich K 64, K 74 
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hoch war.

Muss die Gegnerin für die augenscheinlich an sie geflossene Rente des Erblassers nun 
eigene Kontenbelege herausgeben oder nicht? Kann man sich so der Belegvorlage 
entziehen? Das Beispiel wird Schule machen. Denn die Berliner Gerichte mögen hierin keine
unzulässige Reduzierung des Pflichtteil/Ergänzungsanspruch erblicken.

Auch auf den Anspruch, Mitberechtigung an fremden Konto, geht das KG konsequent nicht 
ein:

Ein Konto kann auch zum Nachlass gehören, wenn es auf den Namen eines anderen lautet. 
Häufig ist der andere der Ehegatte oder Lebensgefährte des Erblassers. In diesem Fall kann 
eine sogenannte Bruchteilsgemeinschaft bestehen. Diese kann sogar durch schlüssiges 
Verhalten vereinbart werden. Vorliegend ging augenscheinlich die Rente des Erblassers auf 
das Konto der Gegnerin und davon wurden die gemeinsamen Lebenshaltungskosten 
bestritten, darunter auch die Kosten der Immobilie Wetzbach 34, später Amberbaumallee 51 
(OLG Schleswig, Urt. v. 17.11.2015 - 3 U 30/15, BeckRS 2016, 00502, Rn. 17). 

Selbstverständlich muss weder das LG noch das KG diese Rechtsmeinungen der anderen 
Ober- und Bundesgerichte nicht teilen, jedoch dann ist nicht im Pkh Verfahren, sondern in 
einem ordentlichen Gerichtsprozess darüber zu entscheiden. Und solange sind die Belege 
bei einem Sequester zu sichern, dass sie nicht verloren sind, wenn sie doch nötig sein 
sollten.

Das KG Berlin kann selbstverständlich der Meinung sein, auch bei Betrug reiche eine 
eidesstattliche Versicherung aus. Nur stellt sich dann die Frage, wie auf Stufe III der 
Stufenklage, dem Zahlungsanspruch, die Beschwerdeführerin die nicht angegebene 
Geschenke nachweisen soll? 

Die Beschwerdeführerin schliesst sich der Meinung von Eichner, Auswirkungen des Ablaufs 
der Aufbewahrungspflicht für Geschäftsunterlagen auf den Pflichtteilsergänzungsanspruch, 
in: ZEV, 2021, 422 ff. an: auch der Anspruch auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung
ist dann wesentlich beeinträchtigt. Der betrügerische Erbe kann davon ausgehen, dass sein 
Betrug nicht nachgewiesen werden kann.

Personen, die ein niedriges Einkommen haben und somit auf einen 
Pflichtteil/Ergänzungsanspruch angewiesen sind, haben noch das Problem, dass der PKH 
Antrag weiter verzögernd wirkt. Diese haben ebenfalls das Grundproblem, dass sie im 
Erbrecht spätestens bei komplexen Fällen keine anwaltliche Beratung und Vertretung finden,
da sie die üblichen Gebühren gar nicht erbringen können und niemand den nötigen 
Arbeitsaufwand auf Beratungshilfeschein oder das PKH Verfahren kostenlos führen wird. Für
die Beschwerdeführerin war es nötig, über 100 Anwält*innen zu kontaktieren (zum Glück 
wurde nach über 4 Jahren ein Netbook plus Peripherie bewilligt, denn aufgrund ihrer hohen 
finanziellen Belastung kann ein solches nicht aus dem Regelsatz angespart werden, 
Haushaltsgeräte sind ausweislich BVerfG, 23.07.2014 - 1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvR 
1691/13, Rn. 116, 120 ohnehin unterdeckt- solche Personen sind also exkludiert) und eine 
Zusage kam erst, nachdem sie selber die Rechtsgrundlagen und den Sachvortrag zu einer 
aussichtsreichen PKH Antrag bezüglich Zahlungsanspruch im Pfllichtteil/Ergänzung und 
Anfechtung gebracht hatte.

Hier kam noch hinzu, dass die Gegnerin den Tod des Erblassers nicht mitgeteilt hat und die 
Beschwerdeführerin erst über 8 Monate über das Nachlassgericht davon erfuhr (K 2).

Wegen dieses Betrugs wurde die vorsätzliche Sittenwidrige Schädigung geltend gemacht.

24



Wenn das KG meint, hier lägen keine Ansatzpunkte vor, dann doch nur deshalb, weil es den 
Betrug, die Tatsachen und bisherige Rechtslage dazu nicht zur Kenntnis nehmen will. Zu 
Lasten der Beschwerdeführerin, die ja um diesen Betrug nicht gebeten hat.

Bis zur Klärung der Tatsachen und Rechtslage hierzu sind die Belege ebenfalls über einen 
Sequester zu sichern.

Entgegen der Meinung des KG liegt ein materiell-rechtlicher Herausgabeanspruch vor:
wegen der existenziellen Notlage der Beschwerdeführerin und dem Risiko, dass die Belege 
zur Geltendmachung des Anspruch doch benötigt werden;
wegen des damit verbundenen Risikos des Schadens der Staatskasse;

weil die Indizienkette zum Betrug in einem Hauptverfahren, mitsamt der Rechtsfragen zu 
klären sind;
weil ausweislich der Sachlage, andere Obergerichte schon zu einer Belegvorlage gekommen
sind, selbst wenn die hiesigen Gerichte sie ablehnen, so muss es doch einen Instanzenzug 
geben, mitsamt außerordentlichen Rechtsbehelfen. Und es kann ja dann wiederum nicht 
sein, dass die Belege verschwunden sind, weil sie vernichtet werden dürfen.

Effektiver Rechtsschutz ist so nicht gegeben.

XIII.
Das KG Berlin meint im Gegensatz zum LG, der Besichtigungsanspruch sei zwar 
gegeben, aber de facto nicht mehr zu realisieren und als Eilantrag verspätet.

a)
Zur Sachlage

Die Gegnerin hat ausweislich K 2 den Tod des Erblassers nicht mitgeteilt, so dass die 
Beschwerdeführerin erst über 8 Monate davon erfuhr. Es kann doch nicht sein, dass die 
verlogene Art belohnt wird- 
es empfiehlt sich den Tod nicht mitzutelien, dies kann das Gericht zum anlass nehmen zu 
entscheiden, dass nach so langer Zeit keine Relevanz mehr hat und zackdie Unrecht 
gewinnt immer.

Leider ist die Gegnerin nicht wie sie in K 5 angibt, mit altem Hausrat in ihre neuerbaute 
Stadtvilla in Kladow umgezogen, sondern diese Immobilie wurde hochwertig neu 
eingerichtet, so ndass der Hausrat auch geschätzt werden kann.

Zeugenbeweis:  Dr. Olaf-René Hartmann, Hofgarten Str. 21, 64625 Bensheim

b)
Es wurde von der Beschwerdeführerin vorgetragen und mit Nachweise belegt, dass 
eine anwaltliche Vertretung im Erbrecht für eine Pkh Verfahren nicht gefunden wurde, 
weil dieses selber bezahlt werden muss und die Beschwerdeführerin als 
Sozialhilfebezieherin und mit Kosten wegen schwerer Krankheit belastete Person gar 
nicht erbringen kann. Dass die Sachrecherche aufwändig war, ergibt sich aus dem 
Vortrag zum erbrechtlichen Betrug. Zudem war die Rechtsrecherche zu leisten. Ohne 
die man überhaupt keinen Anspruch geltend machen kann. Die Beschwerdeführerin 
hat umfangreich Nachweise vorgelegt, dass sie eine schwere Erkrankung hat, u.A. mit 
schwerer Fatigue vergesellschaftet- also auch dementsprechend langsam ist.
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Zur Realisierung des Anspruchs gehört die Kenntnis rechtlicher Grundlagen 
(Staudinger/Peters/Jacoby (2019) BGB § 199 (Verjährungsfristen) Rn. 1).

Keine grobe Fahrlässigkeit ist, wenn keine professionelle Hilfe in Anspruch genommen wird, 
wenn das mit Kosten verbunden ist, die nicht zuzumuten sind (ebd, Rn. 82).

Art 3, III, 2 GG verbietet Benachteiligungen aufgrund einer Behinderung, d. h. „der 
Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden Funktionsbeeinträchtigung, die auf einem 
regelwidrigen körperlichen geistigen oder seelischen Zustand beruht“ (BVerfGE 96, 288, 
301).

Das Bundesverfassungsgericht erklärt, dass die nicht vergleichbare grundsätzlich 
schwierigere Lebensführung begründet die eigenständige Bedeutung von Satz 2, woraus 
folgt ua eine besondere Verantwortung des Staates für Behinderte folgt (Wolff, Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland, 13. Aufl., 2022, S. 99 ff.). Artikel 13, I UN-
Behindertenrechtskonvention verpflichtet die Vertragsstaaten, Menschen mit Behinderungen 
gleichberechtigt mit anderen einen wirksamen Zugang zur Justiz zu gewährleisten.

Die Betroffene ist auch wegen ihrer Behinderung deutlich weniger schnell als gesunde 
Personen. Damit ist eine etwaige Verspätung auch entschuldigt.

„Verschulden iSv I und III wird vermutet; säumige Partei muss Verspätung 
entschuldigen, dh fehlendes Verschulden darlegen. Hinweis auf unangemessen kurz 
gesetzte Fristen (s §     277 Rn     3  ) oder auf unsachgemäße Vorbereitungsmaßnahmen des
Gerichts (s Rn     3  ) kann genügen. Bezweifelt das Gericht den Entschuldigungsgrund, 
darf es erst zurückweisen, wenn es Glaubhaftmachung (IV iVm §     294  ) verlangt und 
dazu ausreichend Gelegenheit gegeben hat (BGH 10.3.1986 – II ZR 107/85, NJW 86, 
3193, 3194). – b) Grobe Nachlässigkeit iSv II wird nicht vermutet. Ihre Grundlagen 
müssen unter Würdigung aller Umstände positiv festgestellt werden (BAG 11.6.2020 – 
2 AZR 400/19, NJW 2020, 2912). Sprechen die äußeren Umstände für grobe 
Nachlässigkeit, ist es allerdings Sache der Partei, entkräftende Tatsachen zu 
behaupten und zu Glaubhaftmachungen (MK/Prütting Rn 170; weiter gehend BGH 
NJW 82, 2560, 2561). – c) Für die übrigen Voraussetzungen (Verletzung der 
Prozessförderungspflicht, Verzögerung, Kausalzusammenhang) trifft die Partei keine 
Glaubhaftmachunglast. Das Gericht muss sie zu seiner Überzeugung feststellen, 
wobei es bzgl der Verzögerung (nur dieser!) in I u II ausdrückl freier gestellt 
ist.“ (Greger in: Zöller, Zivilprozessordnung, 2022, § 296 Zurückweisung verspäteten 
Vorbringens, Rn 30).

Schon eine kurzfristige Erkrankung muss das Gericht berücksichtigen (BGH Beschluss vom 
02.08.2022 – VIII ZB 3/21) und darf den Klägern den Zugang zu einer in der 
Verfahrensordnung eingeräumten Instanz in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu 
rechtfertigender Weise erschweren (vgl. etwa BGH, Beschlüsse vom 28. April 2020 – VIII ZB
12/19, NJW-RR 2020, 818 Rn. 13; vom 18. Januar 2018 – V ZB 113/17 und V ZB 114/17, 
NJW 2018,1691 Rn. 6, 8 ff.; jeweils mwN).

Der Zugang zu den Gerichten und zu den in den Verfahrensordnungen eingeräumten 
Instanzen darf nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender 
Weise erschwert werden (vgl. BVerfGE 40, 272 <274 f.>; 78, 88 <99>; 110, 77 <85>; 
stRspr). Dieser Grundsatz gilt auch innerhalb des jeweils eingeleiteten Verfahrens, soweit es
darum geht, sich dort effektiv Gehör verschaffen zu können, und nicht nur für die Eröffnung 
des Zugangs zum Gericht selbst (vgl. BVerfGE 81, 123 <129>). Der gerichtlichen 
Durchsetzung des materiellen Anspruchs dürfen auch hier nicht unangemessen hohe 
verfahrensrechtliche Hindernisse in den Weg gelegt werden (vgl. BVerfGE 53, 115 <127 f.>).
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c)
Zur Rechtslage zu angemessenen Fristen im Eilverfahren

Ausweislich Hanseatisches Oberlandesgericht Hamburg, Urteil vom 21. März 2019 – 3 U 
105/18 –, juris ist bei der Beurteilung der Frage, ob eine Partei das Verfahren dringend, also 
mit dem nötigen Nachdruck betreibt, ist eine Gesamtbetrachtung geboten. „Es erscheint 
jedoch sachgerecht, stets eine Einzelfallwürdigung (unter Berücksichtigung der Art des 
Verstoßes, der Erforderlichkeit von Ermittlungen, der Reaktion des Gegners auf eine 
Abmahnung usw.) vorzunehmen (hierfür OLG Hamburg, GRUR-RR 2008, 366, 367 OLG 
Hamburg, WRP 2007, 675 OLG Köln, GRUR 1993, 567 OLG Köln, GRUR 1993, 685; OLG 
Brandenburg, WRP 1998, 97).“

Bei der Beschwerdeführerin geht es weder um eine Sachlage mit strafrechtlicher Relevanz, 
noch um Gewerbe, Werbung, Wettbewerb oder possessorische Ansprüche. OLG Hamburg, 
WRP 2007, 675 nennt in diesen Fällen 6 bis 8 Wochen. Zudem waren alle Verfügungskläger 
anwaltlich vertreten.

Saarländisches Oberlandesgericht Saarbrücken, Beschluss vom 20. Dezember 2019 – 5 W 
81/19 –, juris erklärt „Der maßgebliche Zeitraum kann nicht allgemein festgelegt werden, 
sondern muss nach den Umständen des Einzelfalles, insbesondere den tatsächlichen und 
rechtlichen Schwierigkeiten bemessen werden; üblich sind Zeiträume von einigen Wochen 
bis hin zu wenigen Monaten (Huber, in: Musielak/Voit a.a.O. § 940 Rn. 4), nicht dagegen 
bloß wenige Tage (vgl. Senat, Beschluss vom 9. Dezember 2019 – 5 U 43/19). Auf die 
materielle Ausschlussfrist der §§ 861 Abs. 2, 862 Abs. 2 BGB, die anderen Zwecken dient, 
kann insoweit entgegen der Ansicht der Beschwerde nicht abgestellt werden; entscheidend 
ist das prozessuale Verhalten des Betroffenen.“

Nach alledem ist der Antrag auch nicht verspätet.

XIV.
Das KG meint, die Beschwerdeführerin wurde Notarielles Verzeichnis und 
Belegherausgabe in unzulässiger Weise vermengen. Wenn das missverständlich war, 
entschuldigt sich die Beschwerdeführerin. Gemeint ist, während das LG prüft, ob 
überhaupt Geld für ein Notarielles Verzeichnis vorhanden ist, gehen die Belege der 
Vernichtung entgegen, daher sind sie einen Sequester zu sichern.

Es kann ja nicht sein, dass eine arme Person, die den Notar nicht selber bezahlen kann, 
schlechter gestellt wird, wiewohl sie auf Realisierung des Anspruchs dringender angewiesen 
ist, weil während des Prüfen des Nachlasses Zeit vergeht und sich damit die Vernichtung der
Belege erhöht.

Zu der Rechtsmeinung des KG, dass es strittig ist, inwieweit ein Notar Belege anzusehen hat
(OLG München 23.02.16 3 W 264/16; OLG Celle 25.2.21 U 74/20; OLG Koblenz 30.04.18 1 
E 65/18; OLG Köln 25.02.21 24 W 50/20) ist dies vom BVerfG, Beschluss vom 25.04.2016 - 
1 BvR 2423/14, Fundstelle openJur 2018, 10201 schon entschieden. Die 
Beschwerdeführerin meint, dass dies nun rechtsverbindlich ist:

„Das notarielle Nachlassverzeichnis gemäß § 2314 Abs. 1 Satz 3 BGB soll eine größere 
Gewähr für die Vollständigkeit und Richtigkeit der Auskunft bieten als ein privates 
Verzeichnis, welches der auskunftsverpflichtete Erbe erstellt hat. 
Dazu ist es erforderlich, dass es von der Amtsperson selbst erstellt wird und diese nicht 
lediglich die Erläuterungen des Erben protokolliert und beurkundet. 
Der Notar ist dabei regelmäßig auch zur selbständigen Ermittlung der aufzunehmenden 
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Gegenstände und Forderungen berechtigt und verpflichtet, er muss zudem durch eine 
Bestätigung des Bestandsverzeichnisses als von ihm aufgenommen zum Ausdruck bringen, 
für den Inhalt verantwortlich zu sein (stRspr.; vgl. nur Schleswig-Holsteinisches 
Oberlandesgericht, Urteil vom 25. Januar 2011 - 3 U 36/10 -, juris, Rn.15 m.w.N.). 
Verzeichnis, das sich inhaltlich lediglich auf die dem Notar seitens des Erben vorgelegte 
Auflistung beschränkt und nicht eine eigenständige Feststellung des Notars dazu enthält, 
dass weitere Nachlassgegenstände nicht vorhanden und weitere Verbindlichkeiten nicht 
festzustellen seien, erfüllt daher die Anforderungen nicht (Saarländisches Oberlandesgericht 
Saarbrücken, Beschluss vom 26. April 2010 - 5 W 81/10 - u.a., juris, Rn. 13f.). 
Hier hätte es hinsichtlich der etwaigen Schenkungen insbesondere nahe gelegen, Einsicht in
die vollständigen Kontoauszüge und sonstigen Bankunterlagen für den Zehn-Jahres-
Zeitraum zu nehmen oder eine Vollmacht des Auskunftsverpflichteten zur entsprechenden 
Anfrage bei der Bank einzuholen (vgl. OLG Koblenz, Beschluss vom 18. März 2014 - 2 W 
495/13 -, juris, Rn. 21-28).“

Natürlich setzt letzteres Voraus, dass die Gegnerin eine Vollmacht erteilen. Ansonsten 
müsste man Zwangsvollstreckung wieder durch die Instanzen diskutieren.

Demgemäß ist daher ebenfalls eine Sicherung der Belege über einen Sequester zu sichern.

XV.
Die Beschwerdeführerin verweist darauf, dass der Nachlass schon ausweislich
der vorliegenden Nachweise nicht dürftig und mehr aals ausreichend für ein 
Notarielles Verzeichnis ist.

Die Beschwerdeführerin verweist noch darauf, dass der Nachlass nicht wie 
gegnerseits behauptet, wertlos ist. Abgesehen von der Tatsache, dass die Gegnerin 
auch das Gesamte Geldvermögen, einen Kommanditistenanteil ohne eigene Einlage,
das Renteneinkommen über 8 Jahre vor Tod, die Arbeitsleistungen des Erblassers 
geschenkt bekam, aber nur die ihr geschenkte Immobile angibt, die sie mit 
konstruierten Zahlungen belegt:
150.000€ und 101.121, 23€- die sie als Unvermögende mit niedrigem Einkommen 
gar nicht zahlen konnte, und mittels einer Seite eins über 10 Jahre alten 
Wertgutachtens insinuieren möchte, diese sei wenig Wert gewesen und verschweigt,
dass sie die Immobilie top modernisiert geschenkt bekam. Im Frühjahr 2003 war eine
komplette Außen- und Innensanierung erfolgt: Dämmung, neue Fenster und 
Rollläden, neues Dach, Pelletheizung, neuer Anstrich, Instandsetzung Mauern und 
Versehen mit Feuchtigkeitsschutz (Fotos nach Modernisierung und davor K 50). 
Ausweislich K 67 waren die Grundschulden von min. gesamt 323.743,49 €, die 
der Erblasser tilgte, zu werthaltigen Eigentümergrundschulden geworden. 
Ausweislich K 22 erhielt die Gegnerin im Mai 2019 795.000 € aus dem Verkauf 
dieser Immobilie. Damit verfügt die Gegnerin auch über genügend Geld.

Der Nachlass ist vielmehr hochwertig und sichert, die Beschwerdeführerin 
dauerhaft aus dem Sozialhilfebezug zu bringen und damit die Staatskasse von 
den ständig steigenden Sozialkosten zu entlasten.

XVI.
Unter dem Vorgesagten ist es daher keineswegs hinreichend sicher, wie das KG 
meint, dass die Beschwerdeführerin ihre erbrechtlichen Ansprüche durchsetzen kann.
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Sie wird sich vielmehr um ihre erbrechtlichen Ansprüche betrügen lassen müssen, weil alle 
schon Beweise nicht über einen Sequester gesichert werden und damit vernichtet die Gefahr
der Vernichtung hoch anzusetzen ist. Damit werden auch Staatskasse und Steuerzahlerin 
erheblich geschädigt- in Zeiten, wo die zu hohen Sozialkosten beklagt werden, dies zu 
riskieren, wäre nicht vermittelbar.
XVII. 
Es besteht ein öffentliches Interesse, weil die Beschwerdeführerin bis zum 
Lebensende auf die ergänzende Sozialhilfe angwiesen wird und daher darauf 
angewiesen ist, ihre Ansprüche tatsächlich und auch umfänglich durchzusetzen. In 
Zeiten, wo ständig die hohen Sozialausgaben bezahlt werden und der Staatshaushalt 
unter strengen Sparmassnahmen und sogar Zahlungsunfähigkeit für das Land Berlin 
angekündigt wird, ist eine solcher Schaden zu Lasten der Staatskasse und 
Steuerzahlerin abzuwenden. Es ist auch schwer vermittelbar, dass sich die Gegnerin 
mit dem erbrechtlichen Betrug durchsetzen kann, schon gar nicht als Person, die das 
hiesige Rechtssystem augenscheinlich nicht respektieren mag und als aus Indien 
Migrierte Person, hiesige BürgerInnen derart schädigen mag.

a)
Steuerrechtlich wird § 30 Abs. 5 AO eine Offenlegung verlangt, wenn ein zwingendes 
öffentliches Interesse besteht, namentlich

die Offenbarung erforderlich ist zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder 
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit, die Verteidigung oder die nationale Sicherheit oder
zur Verhütung oder Verfolgung von Verbrechen und vorsätzlichen schweren Vergehen 
gegen Leib und Leben oder gegen den Staat und seine Einrichtungen…

Ausweislich Klein u.A., Abgabenordnung, 17. Aufl., 2023, § 30 Rn 206 gehören dazu 
schwerwiegende Verbrechen, insbesondere Untreue und Unterschlagung zulasten des 
Staates, es geht um Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl.

Wegen der sehr niedrigen Erwerbsminderungsrente (die wegen ihrer Geringfügigkeit auch 
immer niedrig bleiben wird) ist die Beschwerdeführerin dauerhaft auf ergänzende Sozialhilfe 
angewiesen. Wenn sie ihre erbrechtlichen Ansprüche nicht geltend machen kann, weil ja 
sehr deutlich Betrug im Raum steht, wird die Steuerzahlerin einspringen müssen.

Nach Meinung der Beschwerdeführerin besteht hier nach auch ein gesamtwirtschaftliches 
Interesse da diese als Erwerbsminderungsrentnerin dauerhaft, also lebenslänglich auf 
ergänzende Sozialhilfe angewiesen sein wird, also hierfür Steuermittel bindet.

Trotz schwerer Krankheit ist die Lebenserwartung bei Ehlers-Danlos-Syndrom, Typ III, 
hypermobiler Typ nicht reduziert. Bei einem Mittel von 80 Jahren und einem Ansatz von min. 
700€ an Sozialleistungen mtl., zumindest einige Mehrbedarfe werden gerichtlich erreicht 
werden, Mietsteigerungen sind nicht auszuschliessen, dürfte eine Schätzung von gesamt 
300.000€ nicht zu gering angesetzt zu sein.

Zumal politisch die steigenden Sozialkosten beklagt werden. So im Papier vom BMF vom 
17.08.2023 zum Haushalt 2024 und Planung bis 2027 heißt es auf

S. 11: „Darüber hinaus sind schon heute enorme zusätzliche Belastungen für den 
Bundeshaushalt aufgrund steigender Sozialausgaben absehbar, langfristig insbesondere in 
den Bereichen Rente, Gesundheit und Pflege aufgrund der steigenden Kosten der Alterung. 
Angesichts vieler nicht disponibler Ausgabeposten müssen wir einer zunehmenden 
„Versteinerung“ des Bundeshaushalts entgegenwirken. Aus Sicht des BMF ist es daher 
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insgesamt geboten, die Steigerung der Sozialausgaben unter Kontrolle zu bringen. Dazu 
gehört die Treffsicherheit von Sozialleistungen zu erhöhen,..“

S. 10: „Die zunehmende Alterung der Gesellschaft setzt die Sozialversicherungssysteme 
langfristig unter Druck und bewirkt strukturelle Defizite in den Bereichen Rente, Gesundheit 
und Pflege. …. Der für zusätzliche Ausgaben in die Zukunftsfähigkeit Deutschlands 
verwendbare Spielraum im Bundeshaushalt ist durch diese Vorbindungen gering und wird 
absehbar immer geringer. 

Eingangs werden einige Massnahmen benannt, die im aktuellen Haushalt nötig sind, z.B., S. 
2, den Zuschuss des Bundes zu GKV dynamisch anwachsen zu lassen, auf den Zuschuss 
zur Pflegeversicherung wurde verzichtet, der zusätzliche Zuschuss zur DRV wird abgesenkt. 
weitere Schritte werden folgen müssen.

Beweis: Papier des BMF vom 23.08.2023, K 135

Die aktuelle Presseerklärung des Rechnungshof von Berlin erklärt, dass die Berliner 
Finanzen bald nicht mehr tragfähig sind, wenn das Ausgabenniveau weiter so bleibt.

Beweis: Presseerklärung vom 21.03.2024 des Berliner Rechnungshof, K 136

Den Schaden nicht von den öffentlichen Kassen, von der Steuerzahlerin abzuwenden, 
zumindest zu minimieren wäre schon anbetrachts der Kassenlage aktuell und auch in der 
zukünftigen Entwicklung schlechterdings nicht zu rechtfertigen.

Der Fall ist auch geeignet, das Vertrauen in die Verwaltung erheblich zu erschüttern

BESCHWERDEFÜHRERINH, 10.02.1987 - VII R 77/84: „Der erkennende Senat hat zur 
alten Rechtslage entschieden, daß ein zwingendes öffentliches Interesse nur dann 
anzunehmen ist, wenn im Falle des Unterbleibens der Mitteilung die Gefahr besteht, daß 
schwere Nachteile für das allgemeine Wohl des Bundes, eines Landes oder einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft eintreten (Urteil vom 30. März 1965 VII 333/64, 
Steuerrechtsprechung in Karteiform - StRK -, Reichsabgabenordnung, § 22, Rechtsspruch 9,
HFR 1965, 381). An dieser Begriffsbestimmung kann auch nach der Neuregelung des 
Steuergeheimnisses durch die AO 1977 grundsätzlich festgehalten werden.“

Die alte Rechtssprechung ist deutlich in Bezug auf staatliche Körperschaften wozu auch 
etwa Bund und Länder und hier deren Sozialkassen gehören.

b)
Es genügt ein Verdacht bei Betrug zum Nachteil der Bundesrepublik.

BGH, Urt. v. 12. Februar 1981 - III ZR 123/79:
Ein zwingendes öffentliches Interesse an der (hier: Offenbarung der steuerlichen 
Verhältnisse wurde für § 22 AO aF angenommen), wenn beim Unterbleiben der 
Mitteilung die Gefahr bestand, daß schwere Nachteile für das allgemeine Wohl 
eintreten würden (Mattern, Das Steuergeheimnis, 1952, S. 44; Koch/Wolter aaO S. 58; 
Tipke/Kruse aaO § 22 AO aF Rdn. 14 m.w.Nachw.). 
Für die Beurteilung des zwingenden öffentlichen Interesses in dem dargelegten Sinne 
ist darauf abzustellen, ob im Zeitpunkt der Abgabe des Verfahrens ein 
Anfangsverdacht , der zu weiteren (allgemein) strafrechtlichen Ermittlungen Anlaß 
bieten konnte (vgl. auch § 152 Abs. 2 StPO: "zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte”), vorlag. 
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XVIII.
Zur Sicherung von zivilrechtlichen Ansprüchen und Daten Dritter 

Die Regelung des Art. 23 DSGVO hat Rechtscharakter. Die hier vorgesehenen Ausnahmen 
können unter Abwägung der Grundrechte und Grundfreiheiten, im Rahmen einer Abwägung 
von Notwendigkeit und Verhältnismässigkeit zum Zweck des dort aufgeführten Katalogs vom
Gesetzgeber vorgenommen werden. Beschränkungen können auch im Interesse Dritter 
notwendig sein. (Plath, DSGVO, BDSG, TTDSG, 4. Aufl., 2023). Hier haben Mitgliedsstaaten
einen Spielraum.

Durch die Öffnungsklausel des Art.23 DSGVO können die Datenschutzrechte Dritter in 
bestimmten Fällen, die der Artikel listet, beschränkt werden, z.B. zur Durchsetzung 
zivilrechtlicher Ansprüche.
„ Denkbar sind hier etwa Beschränkungen von Löschungsansprüchen zur Beweissicherung 
oder Beschränkungen von Auskunftsansprüchen, wenn eine Auskunft die Durchsetzung 
zivilrechtlicher Ansprüche verhindern würde.“ (Eßer u.A., DSGVO, BDSG, 8. Aufl, 2024, Art. 
23 DSGVO; Rn 20)
Begründet wird dies damit, dass Demokratie verlangt ein Gleichgewicht herzustellen. sie 
können auch notwendig sein. Notwendigkeit setzt ein dringendes soziales Bedürfnis voraus 
(EMRR Urt. v. 20.05.1999 – 21980/93 NJW 2000, 1015 Rn 58).

XIX.
Rechtsgrundlagen: fehlendes Gehör, schwere Grundrechtsverletzungen von Erblasser
und Beschwerdeführerin, kein effektiver Rechtsschutz, Voraussetzungen für Pkh 
überspannt, keine Diskussion schwieriger Tatsachen und Rechtsfragen im Pkh 
Verfahren und Durchentscheiden im Pkh Verfahren, Rechtsfortbildung und 
Rechtseinheitlichkeit müssen gewahrt werden.

Die Beschwerdeführerin verweist auf die zitierten Urteile hierzu zum Befangenheitsantrag 
gegen die 80. Kammer des LG Berlin aufgrund fehlendem Gehör.

XX.
Der Befangenheitsantrag wurde nicht wegen mangelhafter Besetzung der 
Kammer bergründet, sonders wegen fehlendem Gehör. Dieses wurde und ist 
weiterhin verletzt- auch das KG geht nicht auf den Betrug und die 
Verantwortung für die Gesundheit des Erblassers und die unterlassene 
Behandlung ebenfalls nicht ein.

XXI.
Die 80. Kammer des LG Berlin und die 19- des KG Berlin verletzen die Rechte 
Betagter und gesundheitlich besonders Vulnerabler (Multimorbider und an 
Seltenen Krankheiten Erkrankter) und finanziell Schwacher fulminant und 
machen diese zu ausbeutbaren entrechteten Objekten, wenn sie es ablehnen, 

31



die dadurch komplexen Sach- und Rechtsfragen einer gerichtlichen Klärung 
zuzuführen.
Im übrigen steht das Ganze auch in im Kontext schwerer Grundrechtsverletzungen, 
sodann wird die vorliegende Problematik auch in der erbrechtlichen Fachliteratur 
problematisiert, Es sind Fallgruppen betroffen. Wegen der Möglichkeiten des Betrugs
gibt es keine fairen Verfahren im Erbrecht, in Fachzeitschriften und Petitionen an die 
BuReg ergebnislos moniert, z.B.: 
„Pflichtteilsrecht, nur ethische Vorstellungen statt Gesetz? “ (Horn, in: ErbR 2021, 
641), „Hätte man nicht vom BGH „mehr" erwartet? (Kanzleitner in; ErbR 2022, 963), 
Initiativstellungnahme No 36 der Bundesrechtanwaltskammer „zugunsten eines 
fairen Verfahrens im Pflichteilsrecht und Erweiterung der wechselseitigen 
Auskunftsrechte (https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-
pdf/stellungnahmen-deutschland/2019/dezember/stellungnahme-der-brak-2019-
36.pdf  .   
Zum mangelhaften Schutz Alter und Schwerkranker: „Schutz des Erblassers vor 
unangemessener Beeinflussung“ (Frieser in: ErbR 2020 309-313). Bis dato gibt es 
nur im Betreuungsrecht Schutzinstrumente.

Der Gegnerin darf gratuliert werden, sie hat es geschafft durch ihr abseitiges Verhalten und 
ihre pentrante Nicht-Akzeptanz des hiesigen Rechtssystems so viele Rechtsfragen 
aufzuwerfen, dass die überlastete Justiz auf die sie trifft, alles tut, um diese abzuwenden. Die
Tatsache, dass die Beschwerdeführerin Pkh bedürftig ist, macht es hier sehr leicht.

Im Prinzip ist der Rechtsstaat für die o.g. Personengruppen schon gescheitert, sie werden 
sich betrügen lassen müssen. Allen zukünftigen erbrechtlichen BetrügerInnen darf 
empfohlen werden, sich schwerkranker, willensschwacher vermögender Personen 
hemmungslos zu bedienen. In den Zeiten, wo SeniorInnen älter werden, dürften diese nicht 
schwer zu finden sein. Eine Strafe erfolgt sowieso nicht, daher ist das Risiko gering, die 
Chancen hoch. 

Der Fall erweitert die Grenzen dessen, wie hierzulande mit Alten, Schwerkranken, 
Multimorbiden und Rare Diseasern, finanziell Schwachen, also vulnerablen Gruppen 
umgegangen werden darf.
Der Erblasser war entrechtet im eigenen Haus, die Beschwerdeführerin wird im 
eigenen Land entrechtet!

Der Fall setzt den bis dato schon festgehaltenen exklusiven Problemlagen und 
Ausgrenzungsmechanismen von von Seltenen Erkrankungen Betroffener weitere 
schwerwiegende hinzu bzw. schreibt die alten fort, indem man sich mit komplexen 
Krankheitsbildern und existenzrechtlichen Fragen gar nicht erst beschäftigen möchte.
Bereits vorliegen:

1. Ständiger Stress und Kampf um Anerkennung!

2. Das Existenzminimum umfasst die Kosten nicht. Es gibt oft finanzielle 
Schwierigkeiten!

3. Seltene Erkrankungen sind schwer, degenerierend, lebensbedrohlich!

4. Schon der Alltag ist schwer zu bewältigen!

5. Versorgung und Behandlung sind aufwändig!
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6. Man muss sich selber um Erforschung und Behandlung kümmern!

7. Es muss zu SpezialistInnen gereist werden!

8. Betroffene sind vulnerabel und leichte Opfer!

Beweis: Hindernisrennen: Seltene Erkrankungen haben eine multiple Problemlage, 
Visualisierung von Beschwerdeführerin nach Eurordis barometer survey „Juggling 
care and daily life: The balancing act oft he rare disease community 
(https://innovcare.eu/juggling-care-daily-life-balancin-act-rare-diseas-community/, K 
137

Dass auch die Gerichte bespart werden und ein komplexer Fall Kapazitäten bindet- 
kann nicht zu Lasten der Beschwerdeführerin als arme Person gehen!
Nach Meinung der Beschwerdeführerin und ausweislich aller Beweise zu der 
multiplen Problemlage von an Seltenen Krankheiten Erkrankter und Multimorbiden 
sind komplexe Situationen nicht auszugrenzen, nicht zu diskriminieren, nicht vom 
Zugang zum Recht abzuschneiden.

Auch sind Seltene Krankheiten nicht selten. Wegen der großen Zahl von über 6000 
seltenen Erkrankungen gibt es in der Summe ca. 3 Millionen Betroffene in 
Deutschland (https://bcse.charite.de/).
Dergleichen auch nicht auszugrenzen sind Alte Personen und finanziell Schwache. 
Eine blosse Bekundung der Antidiskriminierung hierzulande, reicht nicht. Sie muss 
auch in der Praxis durchsetzbar sein. Es sind Massnahmen zum Schutz entwickeln.

Es wird noch darauf hingewiesen, dass mit der Zunahme der Armut auch die Gefahr 
der rechtlichen Ausgrenzung steigt, wie der folgende Fall deutlich zeigt (Armut 
erfasst breitere Bevölkerung, ver.di Wirtschaftspolitik aktuell 06/2024, 
https://wipo.verdi.de/publikationen/++co++708e662e-f194-11ee-9cee-4f4da0c4a73f).

Birgitta Wehner, Beschwerdeführerin
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